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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 19.12.2011

Norm

AsylG 1997 §7

AsylG 1997 §8 Abs1

AsylG 2005 §10 Abs1

EMRK Art3

EMRK Art8

1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.07.2011 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.04.2009 bis 31.12.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2009

10. AsylG 2005 § 10 gültig von 09.11.2007 bis 31.03.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 75/2007

11. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. EMRK Art. 3 heute

2. EMRK Art. 3 gültig ab 01.05.2004

1. EMRK Art. 8 heute

2. EMRK Art. 8 gültig ab 01.05.2004

Spruch

E13 242.711-1/2008-35E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. M. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter DDr. F. KINZLBAUER,

LL.M. als Beisitzer über die Beschwerde des XXXX, StA. Armenien, vertreten durch RA Mag. Nikolaus Rast, 1010 Wien,

gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.08.2004, Zl. 03 27.679-BAE, in nicht öDentlicher Sitzung zu Recht

erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. M. STEININGER als Vorsitzenden und den Richter DDr. F.
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KINZLBAUER, LL.M. als Beisitzer über die Beschwerde des römisch 40 , StA. Armenien, vertreten durch RA Mag.

Nikolaus Rast, 1010 Wien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.08.2004, Zl. 03 27.679-BAE, in nicht

öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemäß §§ 7, 8 Abs 1 Asylgesetz 1997, BGBl. I Nr. 76/1997 idF, BGBl. I Nr. 129/2004 iVm § 75 Abs. 1

AsylG 2005 BGBl I 2005/100 idgF und 10 Abs 1 Z 2 AsylG 2005, BGBl I 2005/100 idgF mit der Maßgabe als unbegründet

abgewiesen, dass Spruchpunkt III des angefochtenen Bescheides zu lauten hat:Die Beschwerde wird gemäß

Paragraphen 7, 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, idF, Bundesgesetzblatt

Teil eins, Nr. 129 aus 2004, in Verbindung mit Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005 BGBl römisch eins 2005/100 idgF

und 10 Absatz eins, ZiDer 2, AsylG 2005, BGBl römisch eins 2005/100 idgF mit der Maßgabe als unbegründet

abgewiesen, dass Spruchpunkt römisch drei des angefochtenen Bescheides zu lauten hat:

"Gem. § 10 Abs. 1 Z. 2 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idgF wird XXXX aus dem österreichischen Bundesgebiet nach

Armenien ausgewiesen.""Gem. Paragraph 10, Absatz eins, ZiDer 2, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus

2005, idgF wird römisch 40 aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Armenien ausgewiesen."

Text

Entscheidungsgründe:

I. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger Armeniens, brachte am 12.09.2003 beim Bundesasylamt (BAA) einen

Asylantrag ein. Dazu wurde er erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von einem Organwalter des BAA

niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen Bescheid vollständig wieder

gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.römisch eins. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger

Armeniens, brachte am 12.09.2003 beim Bundesasylamt (BAA) einen Asylantrag ein. Dazu wurde er erstbefragt und zu

den im Akt ersichtlichen Daten von einem Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser

Einvernahmen ist im angefochtenen Bescheid vollständig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen

wird.

Als Begründung für das Verlassen des Herkunftsstaates brachte BF1 im Wesentlichen vor, dass er im November 2001

zum Militärdienst eingerückt sei. Obwohl er einen eitrigen Fuß und 40 Grad Fieber gehabt habe, hätte er seinen

Militärdienst ableisten müssen. Er sei im Militärkrankenhaus stationär aufgenommen worden. Die Bedingungen

während des Militärdienstes seien sehr unmenschlich. Ein hochrangiger OLzier habe aus dem von ihm bewachten

WaDenlager WaDen gestohlen. Er sei von ihm auch geschlagen und im Krankenhaus mit einem Messer - falls er seinen

Namen nenne - bedroht worden. Aus diesem Grund sei er im November 2002 aus dem Militärkrankenhaus geMüchtet

(AS 25 ff).

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 09.10.2003 Zahl: 03 27.679-BAE, (in weiterer Folge als "angefochtener

Bescheid" bezeichnet) wurde der Asylantrag des Beschwerdeführers ohne in die Sache einzutreten gemäß § 4 Abs. 1

AsylG 1997, BGBl I 1997/76 idgF als unzulässig zurückgewiesen (AS 37 D).Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom

09.10.2003 Zahl: 03 27.679-BAE, (in weiterer Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) wurde der Asylantrag des

Beschwerdeführers ohne in die Sache einzutreten gemäß Paragraph 4, Absatz eins, AsylG 1997, BGBl römisch eins

1997/76 idgF als unzulässig zurückgewiesen (AS 37 ff).

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 13.10.2003 innerhalb oDener Frist Berufung [jetzt Beschwerde]

erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524)

verwiesen (AS 69 ff).

Mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 04.05.2004, Zl.:

242.711/0-IX/27/03 wurde die Berufung gegen den in Beschwerde gezogenen Bescheid gemäß § 44 Abs. 5 AsylG als

unzulässig zurückgewiesen (AS 81).242.711/0-IX/27/03 wurde die Berufung gegen den in Beschwerde gezogenen

Bescheid gemäß Paragraph 44, Absatz 5, AsylG als unzulässig zurückgewiesen (AS 81).

Am 07.07.2004 brachte der BF im Zuge einer niederschriftlichen Einvernahme einen Befund der Krankenanstalt R., in

welchem ein "Hautexzidat mit dicht entzündlich durchsetztem Granulationsgewebe mit Fadengranulom vereinbart"

diagnostiziert wurde, in Vorlage (AS 95).

Am 07.07.2004 wurde der BF neuerlich einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt unterzogen, in
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welcher er im Wesentlichen darauf hinwies, dass sein Halbbruder mit seiner Familie in Österreich lebe. Seine

Geschwister und seine Eltern würden sich in seinem Heimatland aufhalten. Er sei im November 2001 zum Militär

eingerückt. Die dortigen Vorgesetzten hätten den Soldaten gegenüber ein unerträgliches Verhalten an den Tag gelegt.

Er habe ein eitriges Bein gehabt. Anstatt dass er ins Krankenhaus gebracht worden sei, habe ihn sein Kommandant

zum Wachdienst eingeteilt. Im November 2002 hätten ihn einige Soldaten beim Wachdienst bei einem WaDenlager

aufgesucht und dabei habe ihm einer den Gewehrlauf mehrmals in seinen Bauch geschlagen, weshalb er am Bauch

operiert werden hätte müssen. In der Zwischenzeit seien die WaDen aus dem WaDenlager gestohlen worden. Der

Haupttäter H. habe ihn im Krankenhaus mit dem Messer bedroht und ihn geschlagen. Ein anderer Vorgesetzter habe

ihn am Krankenbett aufgesucht und ihm - weil der den Haupttäter identiRzieren könne - die Ausreise nahe gelegt,

weshalb er desertiert sei. Aufgrund des hochrangigen Verwandten des Haupttäters glaube er, dass der Vorfall nicht an

die ÖDentlichkeit gelange, um danach aber im Widerspruch dazu anzugeben, dass er wegen des WaDendiebstahls von

der Staatsanwaltschaft und der Polizei gesucht werde. Eine Anzeige hätte zu keinem Ergebnis geführt, weshalb er

davon Abstand genommen habe. Er habe sich danach vom November 2002 bis September 2003 an verschiedenen

Orten versteckt gehalten und sei dabei von Freunden und Verwandten unterstützt worden (AS 97 D). Zur asyl- und

abschiebungsrelevanten Lage in Armenien traf das Bundesasylamt ausführliche Feststellungen.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.08.2004 Zahl: 03 27.679-BAE (in weiterer Folge als "angefochtener

Bescheid" bezeichnet) wurde der Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß § 7 AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt

I). Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach Armenien wurde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 für

zulässig erklärt (Spruchpunkt II). Gemäß § 8 Abs. 2 leg. cit. wurde der BF aus dem österreichischen Bundesgebiet

ausgewiesen (Spruchpunkt III).Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.08.2004 Zahl: 03 27.679-BAE (in weiterer

Folge als "angefochtener Bescheid" bezeichnet) wurde der Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß Paragraph 7,

AsylG 1997 abgewiesen (Spruchpunkt römisch eins). Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach

Armenien wurde gemäß Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 für zulässig erklärt (Spruchpunkt römisch zwei). Gemäß

Paragraph 8, Absatz 2, leg. cit. wurde der BF aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt

römisch drei).

Im Rahmen der Beweiswürdigung erachtete die belangte Behörde das Vorbringen des Beschwerdeführers als völlig

unglaubwürdig und stützte seine Begründung vor allem auf die eklatanten Widersprüche und Unplausibilitäten in den

Ausführungen des BF, sowie auf die mangelnde Kenntnis über Details der vorgetragenen Sachverhalte. Die Angaben

des BF zu seinen ausreiserelevanten Gründen konnten somit nicht der rechtlichen Beurteilung zu Grunde gelegt

werden, da der BF keinesfalls in der Lage war, eine wohlbegründete Furcht vor Verfolgung aus den in der GFK

genannten Gründen glaubhaft zu machen.

Im Rahmen der Refoulementprüfung führte das BAA begründend aus, dass im Falle des BF - aus näher dargelegten,

auch die "real risk"-Judikatur des EGMR und VwGH mit einbeziehenden Gründen - keine konkreten Anhaltspunkte

vorlägen, die dafür sprechen würden, dass der BF bei einer Rückkehr nach Armenien, einerseits Gefahr liefe, dort einer

unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden, oder andererseits in eine

derart extreme Notlage geraten würde, die eine unmenschliche Behandlung im Sinne des Artikel 3 EMRK darstellen

würde.

Die Ausweisungsentscheidung wurde damit begründet, dass weder ein Familienbezug - der Bruder zähle gem. § 1 Abs.

6 AsylG nicht zur Kernfamilie - zu einem dauernd aufenthaltsberechtigten Fremden noch eine besondere Integration

Österreich vorliege.Die Ausweisungsentscheidung wurde damit begründet, dass weder ein Familienbezug - der Bruder

zähle gem. Paragraph eins, Absatz 6, AsylG nicht zur Kernfamilie - zu einem dauernd aufenthaltsberechtigten Fremden

noch eine besondere Integration Österreich vorliege.

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz vom 23.08.2004 innerhalb oDener Frist Berufung [jetzt Beschwerde]

erhoben. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde wird auf den Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524)

verwiesen.

Im Wesentlichen wurde nach Darlegung allgemeiner rechtlicher Ausführungen gerügt, dass das BAA die im AsylG und

AVG deRnierten Mindeststandards ignoriert habe. Die Beurteilung der Glaubwürdigkeit des BF sei rechtswidrig erfolgt,

weshalb auch keine brauchbare rechtliche Wertung erfolgt sei. Dieser Umstand schlage auch auf die Feststellungen

und Schlussfolgerungen zur Frage, ob der BF in seinen Heimatstaat zurückgewiesen, zurückgeschoben oder
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abgeschoben werden dürfe, durch. Das Bestehen einer Gefährdungssituation iSd § 50 FPG 2005 sei nicht einmal

ansatzweise geprüft worden. Die Ausweisung sei rechtswidrig. Gem. Art. 129c Abs. 6 B-VG iVm Art 89 Abs. 2 B-VG

werde beim VfGH ein Antrag auf Aufhebung des § 8 AsylG angeregt, zumal dieser gegen das verfassungsrechtlich

indizierte Gleichheitsgebot als auch gegen Art. 8 EMRK verstosse.Im Wesentlichen wurde nach Darlegung allgemeiner

rechtlicher Ausführungen gerügt, dass das BAA die im AsylG und AVG deRnierten Mindeststandards ignoriert habe. Die

Beurteilung der Glaubwürdigkeit des BF sei rechtswidrig erfolgt, weshalb auch keine brauchbare rechtliche Wertung

erfolgt sei. Dieser Umstand schlage auch auf die Feststellungen und Schlussfolgerungen zur Frage, ob der BF in seinen

Heimatstaat zurückgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben werden dürfe, durch. Das Bestehen einer

Gefährdungssituation iSd Paragraph 50, FPG 2005 sei nicht einmal ansatzweise geprüft worden. Die Ausweisung sei

rechtswidrig. Gem. Artikel 129 c, Absatz 6, B-VG in Verbindung mit Artikel 89, Absatz 2, B-VG werde beim VfGH ein

Antrag auf Aufhebung des Paragraph 8, AsylG angeregt, zumal dieser gegen das verfassungsrechtlich indizierte

Gleichheitsgebot als auch gegen Artikel 8, EMRK verstosse.

Die Beschwerdeakte wurde vorerst dem Unabhängigen Bundesasylsenat und nach Einrichtung des AsylGH diesem

vorgelegt.

Laut Aktenvermerk vom 13.04.2007 hat sich ein Mitarbeiter der Caritas Asylzentrum nach dem Stand des Verfahrens

erkundigt (ho. OZ ./27).

Mit Schreiben vom 27.11.2009 brachte der BF einen ärztlichen Befundbericht des Psychosozialen Dienstes vom

25.09.2009 in Vorlage, in welchem bestätigt wird, dass der BF seit Februar 2008 am Ambulatorium in Behandlung

stehe. Diagnostiziert wurde eine paranoide Schizophrenie, F20.0 (ho. OZ ./3). In einem weiteren Schreiben derselben

Institution vom 22.10.2009, wurde die bereits oa Diagnose wiederholt (ho Oz ./4).

Am 20.01.2010 erteilte das AMS für den BF eine Beschäftigungsbewilligung mit einer Dauer von gut 3 Monaten (ho. OZ

./5).

Mit Schreiben vom 15.06.2010 übermittelte die Caritas bezüglich des BF einen Befund der psychiatrischen Abteilung

des XXX, YYY vom 30.04.2010 (ho. OZ ./7).Mit Schreiben vom 15.06.2010 übermittelte die Caritas bezüglich des BF einen

Befund der psychiatrischen Abteilung des römisch 30 , YYY vom 30.04.2010 (ho. OZ ./7).

Am 11.08.2010 übermittelte Asyl in Not einen neuen Meldezettel, sowie einen aktuellen Patientenbrief, in welchem

über den stationären Aufenthalt des BF vom 23.07.2010 bis 06.08.2010 in der psychiatrischen Abteilung, Wien berichtet

wird. Diagnostiziert wurde eine posttraumatische Belastungsstörung, Cannabismißbrauch und ein Verdacht auf

gemischte schizoaffektive Störung (ho. OZ ./9).

Am 25.09.2010 übermittelte das Stadtpolizeikommando M, Wien eine Meldung, wonach der BF auf frischer Tat wegen

des Vergehens der Sachbeschädigung betreten worden ist (ho OZ ./11).

Mit Schreiben vom 15.11.2010 wurde der BF unter Übermittlung der Feststellungen zur asyl- und

abschiebungsrelevanten Lage in Armenien von der Anberaumung einer mündlichen Verhandlung vor dem AsylGH am

14.12.2010 verständigt (ho OZ ./13).

Mit Schreiben vom 25.11.2010 wurde seitens der Volkshilfe um Verlegung des Verhandlungsortes nach Wien ersucht.

Aufgrund der psychischen Verfassung des BF sei dieser außerstande, der anberaumten Verhandlung Folge zu leisten.

Im Zusammenhang mit seiner Erkrankung ist für ihn bei Gericht eine Besachwalterung beantragt worden. Die

Entscheidung darüber sei noch ausständig (ho Oz ./15).

Telefonisch wurde die Referentin der Volkshilfe über die Ablehnung des beantragten Verlegungsortes in Kenntnis

gesetzt (ho OZ ./16).

Mit Schreiben vom 07.12.2010 übermittelte Asyl in Not über Auftrag des BF seine schon in der Vergangenheit

vorgelegten ärztlichen Befunde (ho OZ ./17).

Mit Schreiben vom 10.12.2010 wurde der BF von der Abberaumung der für den 14.12.2010 vorgesehen Verhandlung

vor dem AsylGH in Kenntnis gesetzt (ho Oz ./18).

Mit Beschluss des Bezirksgerichtes XXXX wurde RA Mag. N. Rast für den BF zum Verfahrenssachwalter und

einstweiligen Sachwalter zur Besorgung dringender Angelegenheiten - insbesondere Vertretung im Asylverfahren -

bestellt (ho OZ ./19).Mit Beschluss des Bezirksgerichtes römisch 40 wurde RA Mag. N. Rast für den BF zum
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Verfahrenssachwalter und einstweiligen Sachwalter zur Besorgung dringender Angelegenheiten - insbesondere

Vertretung im Asylverfahren - bestellt (ho OZ ./19).

Am 13.01.2011 übermittelte RA Mag. N. Rast unter Bezugnahme auf den oa Beschluss des BG XXXX eine den BF

betreDende Vollmachtsanzeige. Beantragt wurde die Einholung eines psychiatrischen Gutachtens hinsichtlich der

Einvernahme- sowie Verhandlungsfähigkeit des BF. Der Gutachter möge feststellen, ob der BF Erlebtes von nicht

Erlebtem unterscheiden kann. Beantragt werde die Feststellung, dass der BF aufgrund seiner Erkrankung subsidiär

schutzbedürftig ist, da eine Behandlung der Krankheit des BF in seinem Heimatland nicht möglich ist. Die ihm

verschriebenen Medikamente seien in seinem Heimatland nicht erhältlich. Andere Medikamente würde der BF nicht

vertragen (ho Oz ./20).Am 13.01.2011 übermittelte RA Mag. N. Rast unter Bezugnahme auf den oa Beschluss des BG

römisch 40 eine den BF betreDende Vollmachtsanzeige. Beantragt wurde die Einholung eines psychiatrischen

Gutachtens hinsichtlich der Einvernahme- sowie Verhandlungsfähigkeit des BF. Der Gutachter möge feststellen, ob der

BF Erlebtes von nicht Erlebtem unterscheiden kann. Beantragt werde die Feststellung, dass der BF aufgrund seiner

Erkrankung subsidiär schutzbedürftig ist, da eine Behandlung der Krankheit des BF in seinem Heimatland nicht

möglich ist. Die ihm verschriebenen Medikamente seien in seinem Heimatland nicht erhältlich. Andere Medikamente

würde der BF nicht vertragen (ho Oz ./20).

Mit Beschluss des Bezirksgerichtes XXXX wurde Univ.Prof.Dr. K. D., Wien, zum Sachverständigen bestellt und

gleichzeitig mit einer Gutachtenserstellung beauftragt (ho OZ ./21).Mit Beschluss des Bezirksgerichtes römisch 40

wurde Univ.Prof.Dr. K. D., Wien, zum Sachverständigen bestellt und gleichzeitig mit einer Gutachtenserstellung

beauftragt (ho OZ ./21).

Mit Schreiben vom 27.01.2011 übermittelte der Sachwalter des BF den oa Beschluss des BG und regt in einem an, dass

der AsylG den vom BG bestellten Sachverständigen in Bezug auf das beantragte Gutachten heranziehen möge.

Mit Schreiben vom 01.02.2011 übermittelte der Sachwalter eine den BF betreDende Ladung zur gutachterlichen

Untersuchung und verweist auf seine im Schreiben vom 27.01.2011 erfolgte Anregung bezüglich Übernahme des

Gutachters durch den AsylGH (ho. OZ ./22).

Mit Schreiben vom 08.04.2011 übermittelte der Sachwalter das Gutachten des Sachverständigen Univ. Prof. Dr. K. D.,

"wonach beim BF zum Untersuchungszeitpunkt eine akut psychotische Symptomatik, die diagnostisch dem

schizophrenen Formenkreis "paranoide Schizophrenie" (ICD-10 F20.0) zugeordnet werden muss. Der BF wird

medikamentös hochdosiert ambulant behandelt. Trotz intensiver psychiatrischer Behandlung habe sich die

bestehende Symptomatik bislang nicht verbessert. Aus psychiatrischer Sicht muss von einem chronischen

Krankheitsverlauf mit auch in Zukunft weiter bestehender Notwendigkeit einer intensiven psychiatrischen Behandlung

ausgegangen werde, Die beim BF vorliegende psychische Erkrankung macht es ihm unmöglich, seine Angelegenheiten

ohne Gefahr eines Nachteils für sich selbst zu besorgen, weswegen die Unterstützung durch einen vom Gericht

bestellten Sachwalter notwendig sei. Der BF sei momentan nicht testierfähig und es sei davon auszugehen, dass er

einer mündlichen Verhandlung nur zum Teil folgen könne. Die Teilnahme an einer Verhandlung würde jedoch sein

Wohl nicht gefährden und erscheint aus psychiatrischer Sicht zumutbar" (ho OZ ./23).

Mit Verfahrensanordnung vom 26.04.2011 wurde der BF um Zustimmung zu Ermittlungen ersucht, da ein ergänzendes

Ermittlungsverfahren von Nöten sei (OZ 24). Am 28.04.2011 erteilte der BF seine Zustimmung (OZ 25).

Mit Beschluss vom 02.05.2011 wurde Fr. Dr. S. zur Sachverständigen für die Republik Armenien bestellt. Unter

Mitteilung der vom BF getätigten Ausführungen, wurde die Sachverständige mit Erhebungen zur Beantwortung der

vom AsylGH übermittelten detaillierten Fragen betraut (OZ 26).

Mit Schreiben vom 27.07.2011 teilte der Sachwalter des BF dessen neue Adresse mit (ho OZ ./27).

Mit Mail vom 01.09.2011 teilte die Sachverständige Dr. T.S. mit, dass bei der letzten Armenienreise die beantragten

Ermittlungen des AsylGH nicht mehr berücksichtigt werden konnten. Ihr Mitarbeiter Miege voraussichtlich im Oktober

2001 wieder nach Armenien, weshalb bei Bedarf die ausstehenden Ermittlungen nachgeholt werden könnten (ho OZ

./28). Mit Mail des AsylGH vom 06.09.2011 wurde um die Durchführung der ausständigen Erhebungen ersucht (ho OZ

./29).

Am 17.11.2011 langte beim AsylGH die gutachterliche Stellungnahme von Dr. T. S. ein, in welcher ausgeführt wird, dass

den Behörden keine Person unter dem Namen des BF bekannt ist, die unter der vom BF angegebenen Anschrift



gemeldet oder wohnhaft ist. Im öDentlichem Wählerverzeichnis der Republik Armenien scheine eine Person namens A.

I. (Vatersname) (x) P. mit demselben vom BF angegebenen Geburtsdatum unter der Meldeadresse Provinz (m) G., Dorf

T., A.Str. 6 auf. Diese Person werde weder vom Militär, noch von der Polizei und auch nicht seitens der

Staatsanwaltschaft gesucht, bzw ist diese Person nicht zur Fahndung ausgeschrieben. Gegen diese Person ist auch

kein Strafverfahren anhängig (ho OZ ./30).Am 17.11.2011 langte beim AsylGH die gutachterliche Stellungnahme von Dr.

T. S. ein, in welcher ausgeführt wird, dass den Behörden keine Person unter dem Namen des BF bekannt ist, die unter

der vom BF angegebenen Anschrift gemeldet oder wohnhaft ist. Im öDentlichem Wählerverzeichnis der Republik

Armenien scheine eine Person namens A. römisch eins. (Vatersname) (x) P. mit demselben vom BF angegebenen

Geburtsdatum unter der Meldeadresse Provinz (m) G., Dorf T., A.Str. 6 auf. Diese Person werde weder vom Militär,

noch von der Polizei und auch nicht seitens der Staatsanwaltschaft gesucht, bzw ist diese Person nicht zur Fahndung

ausgeschrieben. Gegen diese Person ist auch kein Strafverfahren anhängig (ho OZ ./30).

Mit Schreiben vom 22.11.2011 wurde der BF gem. § 45 Abs. 3 AVG vom Ergebnis der Beweisaufnahme in Kenntnis

gesetzt. In einem wurden ihm die Feststellungen zur allgemeinen asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien,

sowie zur Behandelbarkeit seiner Schizophrenie und Feststellungen zum in Armenien bestehenden Institut der

Sachwalterschaft übermittelt und aufgefordert, binnen einer zweiwöchigen Frist eine schriftliche Stellungnahme zu

erstatten (ho OZ ./32).Mit Schreiben vom 22.11.2011 wurde der BF gem. Paragraph 45, Absatz 3, AVG vom Ergebnis der

Beweisaufnahme in Kenntnis gesetzt. In einem wurden ihm die Feststellungen zur allgemeinen asyl- und

abschiebungsrelevanten Lage in Armenien, sowie zur Behandelbarkeit seiner Schizophrenie und Feststellungen zum in

Armenien bestehenden Institut der Sachwalterschaft übermittelt und aufgefordert, binnen einer zweiwöchigen Frist

eine schriftliche Stellungnahme zu erstatten (ho OZ ./32).

Am 28.11.2011 langte vom bestellten Sachwalter eine Stellungnahme ein, in welcher sogleich gerügt wird, dass eine

gegenüber dem Behördenvertreter angeführte Wahrung der Vertraulichkeit kaum vorstellbar sei, zumal oDensichtlich

heraus gefunden wurde, dass eine Person mit dem Namen des BF und einem mit dessen gleich lautenden

Geburtsdatum weder durch das Militär, noch der Polizei noch der Staatsanwaltschaft gesucht wird. Nicht erhoben

wurde hingegen, ob ein Verfahren gegen unbekannte Täter geführt wird, bzw. ob der Einschreiter in einem

Verschlussakt geführt werde, weshalb eine neuerliche Erhebung beantragt wird, in welcher zu prüfen sei, ob der BF in

einem Verschlussakt geführt wird und hier Verhandlungen gegen in laufen, er zur Verhandlung ausgeschrieben wird

oder er von der Polizei, dem Militär oder der Staatsanwaltschaft gesucht wird. Aus dem übermittelten

Sachverständigengutachten von Univ. Prof. Dr. K. D. sei ersichtlich, dass eine Behandlung des BF in seinem Heimatland

nicht möglich sei, weshalb der Antrag auf Einholung eines Gutachtens hinsichtlich der subsidiären Schutzbedürftigkeit

wiederholt werde (ho OZ ./33).

Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

Basierend auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffen:

Der Beschwerdeführer

Beim Beschwerdeführer handelt es sich um einen im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehörigen

Armenier, welcher aus einem überwiegend von Armeniern bewohnten Gebiet stammt und sich zum dortigen

Mehrheitsglauben bekennt. Der Beschwerdeführer ist ein 30 jähriger physisch gesunder Mann mit familiären

Anknüpfungspunkten in dessen Herkunftsstaat und einer - wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Österreich -

gesicherten Existenzgrundlage. Der Beschwerdeführer leidet an einer paranoiden Schizophrenie (F20.0) wogegen er

seit Februar 2008 behandelt wird. Trotz intensiver Behandlung hat sich der Zustand des BF nicht gebessert. Der BF

benötigt aufgrund seiner Erkrankung einen Sachwalter.

Schizophrenie ist in Armenien behandelbar. Des Weiteren gibt es in Armenien die Möglichkeit, eine Besachwalterung

zu beantragen.

Die Identität des Beschwerdeführers steht nicht fest.

Behauptete Ausreisegründe aus dem Herkunftsstaat

Es kann nicht festgestellt werden, dass der BF seitens der Polizei, des Militärs oder seitens der Staatsanwaltschaft

gesucht wird.

Es kann nicht festgestellt werden, dass die Krankheit des BF in seinem Heimatland nicht behandelbar ist und er
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deshalb der subsidiären Schutzbedürftigkeit bedarf.

Weitere Ausreisegründe und/oder Rückkehrhindernisse kamen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen

nicht hervor.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:römisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Beweiswürdigung

Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf

den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der außer Zweifel stehenden Aktenlage fest.

II. Die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführers ergeben sich -vorbehaltlich der Feststellungen zur Identität -

aus seinen in diesem Punkt nicht widerlegten Angaben.römisch zwei. Die Feststellungen zur Person des

Beschwerdeführers ergeben sich -vorbehaltlich der Feststellungen zur Identität - aus seinen in diesem Punkt nicht

widerlegten Angaben.

Mangels im Verfahren unterlassener Vorlage eines unbedenklichen nationalen Identitätsdokuments bzw. sonstigen

Bescheinigungsmittels, konnte die Identität des Beschwerdeführers nicht festgestellt werden.

Soweit der BF im gegenständlichen Verfahren namentlich genannt wird, legt das Gericht wert auf die Feststellung, dass

dies lediglich der IdentiRzierung des BF als Verfahrenspartei dient, nicht jedoch eine Feststellung der Identität im Sinne

einer Vorfragebeurteilung im Sinne des § 38 AVG bedeutet.Soweit der BF im gegenständlichen Verfahren namentlich

genannt wird, legt das Gericht wert auf die Feststellung, dass dies lediglich der IdentiRzierung des BF als

Verfahrenspartei dient, nicht jedoch eine Feststellung der Identität im Sinne einer Vorfragebeurteilung im Sinne des

Paragraph 38, AVG bedeutet.

Die Feststellung, dass der BF an paranoider Schizophrenie (ICD-10 F 20.0) leidet und er eines Sachwalters bedarf, ergibt

sich aus dem Sachverständigengutachten des Univ. Prof. Dr. K. D.

Die Feststellung, dass der BF in seinem Heimatland weder von der Polizei, noch des Militärs noch der

Staatsanwaltschaft gesucht wird, ergibt sich aus dem Erhebungsbericht der Dr. T. S. vom 16.11.2011.

Die Feststellung, wonach in Armenien Schizophrenie behandelbar ist, als auch, dass es in Armenien möglich ist, sich

unter Sachwalterschaft zu stellen, ergibt sich aus den Länderberichten und der Anfragebeantwortung der

Staatendokumentation vom 07.08.2009 (Bezugnehmend auf eine Anfragebeantwortung an IOM per Email vom selben

Tag).

Zur Auswahl der Quellen wird angeführt, dass sich der Asylgerichtshof einer ausgewogenen Auswahl verschiedener

Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente, um sich so ein möglichst umfassendes Bild

von der Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers machen zu können. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen

wird angeführt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der

Staat der VeröDentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behörden jenes Staates über den berichtet wird zur

Kenntnis gelangen, diplomatische Zurückhaltung geübt wird, wenn es um Sachverhalte geht, für die ausländische

Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen

Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivität verpMichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme

weder für den potentiellen Verfolgerstaat, noch für die behaupteter maßen Verfolgten unterstellt werden kann.

Hingegen Rndet sich hinsichtlich der Überlegungen zur diplomatischen Zurückhaltung bei

Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen

Ursprunges. Der Organisationszweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der

Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Dafürhalten -immer vor dem Hintergrund der hier

vorzunehmenden inneren Quellenanalyse der Organisation ein solches DeRzit vorliegt, dies unter der Heranziehung

einer entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Rücksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen

-allenfalls unter teilweiser Außerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung

der Vorfälle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu führt,

dass auch in Bezug auf Staaten, welche bemüht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Dafürhalten des

erkennenden Gerichts auch Österreich zu zählen ist] eine ähnliche Wortwahl gefunden wird (vgl. beispielsweise

wörtliche Wiedergabe einer Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Österreich:
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"Misshandlungen durch die Polizei und der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung. Weitere

Schwerpunkte der Kritik sind rassistische ÜbergriDe, Fußtritte, Schläge und demütigende Rituale von Seiten der Polizei

sowie die Verabschiedung des neuen Asylgesetzes, das bestimmte Kategorien von Asylwerbern vom Asylverfahren

ausschließt", bzw. dieselbe Quelle, Jahresbericht 2008: "Asylsuchende wurden routinemäßig in Haft genommen und

Migranten ohne Beachtung ihrer familiären Bindungen und privaten Situation abgeschoben. Das System zur Kontrolle

von Hafteinrichtungen war weder unabhängig noch umfassend. Personen, die in Polizeigewahrsam misshandelt

wurden, sowie Angehörige bei Todesfällen in Haft erhielten nur in geringfügigem Maße Wiedergutmachung und

Entschädigung. Die schlechten Haftbedingungen nahmen das Ausmaß von Misshandlungen an, und die Asylsuchenden

erhielten weder umgehend noch regelmäßig Zugang zu einem Rechtsbeistand." Dieselbe Quelle, Jahresbericht 2009".

Die Behörden versagten beim Schutz von Asylsuchenden und Migranten. Die Behörden machten sich weiter

Gesetzeslücken zunutze und wiesen Migranten und Asylsuchende aus, ohne ihre Familiensituation und ihr Privatleben

angemessen zu berücksichtigen. Im Oktober kürzte das Innenministerium die Finanzierung für die Rechtsberatung von

Asylsuchenden erheblich, die ausschließlich von Nichtregierungsorganisationen geleistet wird. Dieselbe Quelle,

Themenpapier vom 4.5.2009: "In einem aktuellen Bericht dokumentiert Amnesty International Fälle von rassistischem

Verhalten und Misshandlungen durch die österreichische Polizei. MigrantInnen und Angehörige ethnischer

Minderheiten werden von der Polizei oft anders behandelt, als Angehörige der Bevölkerungsmehrheit. Die in dem

Bericht aufgeführten Beispiele reichen von oDenem rassistischem Verhalten durch einzelne PolizeibeamtInnen bis zu

Fällen, in denen ExekutivbeamtInnen bewusst oder unbewusst Angehörige ethnischer Minderheiten gegenüber weißen

ÖsterreicherInnen benachteiligen.Zur Auswahl der Quellen wird angeführt, dass sich der Asylgerichtshof einer

ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente, um

sich so ein möglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdeführers machen zu können.

Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeführt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch

strukturierter Staaten, von denen der Staat der VeröDentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behörden jenes

Staates über den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurückhaltung geübt wird, wenn es um

Sachverhalte geht, für die ausländische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese

Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivität verpMichtet, weshalb diesen Quellen

keine einseitige Parteiennahme weder für den potentiellen Verfolgerstaat, noch für die behaupteter maßen Verfolgten

unterstellt werden kann. Hingegen Rndet sich hinsichtlich der Überlegungen zur diplomatischen Zurückhaltung bei

Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen

Ursprunges. Der Organisationszweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der

Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Dafürhalten -immer vor dem Hintergrund der hier

vorzunehmenden inneren Quellenanalyse der Organisation ein solches DeRzit vorliegt, dies unter der Heranziehung

einer entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Rücksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen

-allenfalls unter teilweiser Außerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung

der Vorfälle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu führt,

dass auch in Bezug auf Staaten, welche bemüht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Dafürhalten des

erkennenden Gerichts auch Österreich zu zählen ist] eine ähnliche Wortwahl gefunden wird vergleiche beispielsweise

wörtliche Wiedergabe einer Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Österreich:

"Misshandlungen durch die Polizei und der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung. Weitere

Schwerpunkte der Kritik sind rassistische ÜbergriDe, Fußtritte, Schläge und demütigende Rituale von Seiten der Polizei

sowie die Verabschiedung des neuen Asylgesetzes, das bestimmte Kategorien von Asylwerbern vom Asylverfahren

ausschließt", bzw. dieselbe Quelle, Jahresbericht 2008: "Asylsuchende wurden routinemäßig in Haft genommen und

Migranten ohne Beachtung ihrer familiären Bindungen und privaten Situation abgeschoben. Das System zur Kontrolle

von Hafteinrichtungen war weder unabhängig noch umfassend. Personen, die in Polizeigewahrsam misshandelt

wurden, sowie Angehörige bei Todesfällen in Haft erhielten nur in geringfügigem Maße Wiedergutmachung und

Entschädigung. Die schlechten Haftbedingungen nahmen das Ausmaß von Misshandlungen an, und die Asylsuchenden

erhielten weder umgehend noch regelmäßig Zugang zu einem Rechtsbeistand." Dieselbe Quelle, Jahresbericht 2009".

Die Behörden versagten beim Schutz von Asylsuchenden und Migranten. Die Behörden machten sich weiter

Gesetzeslücken zunutze und wiesen Migranten und Asylsuchende aus, ohne ihre Familiensituation und ihr Privatleben

angemessen zu berücksichtigen. Im Oktober kürzte das Innenministerium die Finanzierung für die Rechtsberatung von

Asylsuchenden erheblich, die ausschließlich von Nichtregierungsorganisationen geleistet wird. Dieselbe Quelle,



Themenpapier vom 4.5.2009: "In einem aktuellen Bericht dokumentiert Amnesty International Fälle von rassistischem

Verhalten und Misshandlungen durch die österreichische Polizei. MigrantInnen und Angehörige ethnischer

Minderheiten werden von der Polizei oft anders behandelt, als Angehörige der Bevölkerungsmehrheit. Die in dem

Bericht aufgeführten Beispiele reichen von oDenem rassistischem Verhalten durch einzelne PolizeibeamtInnen bis zu

Fällen, in denen ExekutivbeamtInnen bewusst oder unbewusst Angehörige ethnischer Minderheiten gegenüber weißen

ÖsterreicherInnen benachteiligen.

Die HäuRgkeit der Vorfälle legt den Verdacht nahe, dass es sich hierbei nicht um Ausnahmen, sondern um ein

strukturelles Problem der österreichischen Justiz handelt. Besonders problematisch ist das wiederholte Versagen der

Justiz bei der Ahndung von rassistischer Diskriminierung durch Polizeibeamte: In den meisten Fällen entgehen

TäterInnen einer angemessenen Strafe und werden von ihren administrativen und politischen Vorgesetzten öDentlich

unterstützt. Es besteht die Gefahr, dass dadurch der Eindruck entsteht, Rassismus zöge keine Konsequenzen nach sich.

Amnesty International fordert daher, Vorwürfe rassistischen Verhaltens, durch die PolizeibeamtInnen genau zu

untersuchen, im Falle einer Bestätigung entsprechend zu ahnden sowie grundsätzlich bei Polizisten das Bewusstsein

für diskriminierendes Verhalten zu steigern. Reduziert man die hier erörterten Schilderungen seitens NGOs zur Lage

im festgestellten Herkunftsstaat unter Beachtung der soeben getroDenen Ausführungen auf den objektiven

Aussagekern, ergeben sich die vom erkennenden Gericht getroDenen Feststellungen in Bezug auf die Kernaussagen im

Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau. Der Asylgerichtshof konnte sich daher bei der Feststellung des

Ermittlungsergebnisses auch auf die streckenweise wörtliche Zitierung dieser Quellen beschränken.

Die getroDenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter

Berücksichtigung der Aktualität und der Autoren der einzelnen Quellen.

Diesen Quellen trat der BF nicht substantiiert entgegen. In der Stellungnahme vom 28.11.2011 führte er lediglich

lapidar aus, dass Schizophrenie in Armenien nicht behandelbar ist und widerspricht dadurch den Ausführungen der

Staatendokumentation als auch den Ausführungen des deutschen auswärtigen Amtes.

Grundsätzlich ist anzuführen, dass die vom BAA vorgenommene Beweiswürdigung im erstinstanzlichen Bescheid

dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im Rahmen der freien

Beweiswürdigung in sich schlüssig und stimmig

Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer

Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, führt. Der

Verwaltungsgerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswürdigung nur dann als

erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere

Anhaltspunkte für eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,

Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. AuMage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom

29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten

Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere

Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden

einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, dem Richter ein

empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine höchste, ja auch eine

(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begründen,

(...)".5. AuMage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten

Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider

vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare

andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den

Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, dem

Richter ein empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine höchste,

ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu

begründen, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur festgelegten,

Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
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ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmaß als nicht glaubhaft qualiRziert. Der Asylgerichtshof schließt sich

daher diesen beweiswürdigenden Argumenten unter der Darstellung der nachfolgenden Erwägungen an.

Soweit das BAA die Glaubwürdigkeit einer Verfolgung seitens der Staatsanwaltschaft, der Polizei und eines OLziers

namens H. A. in Frage stellt, weil der BF die Verfolgung nur allgemein in den Raum gestellt hat, ohne diese belegen zu

können oder durch konkrete Anhaltspunkte glaubhaft zu machen, ist den Ausführungen des BAA seitens des AsylGH

nicht entgegen zu treten.

Das BAA hat auch richtig erkannt, dass es nicht nachvollziehbar sei, wenn sich der BF trotz seiner Verfolgung noch ein

weiteres Jahr in Armenien aufgehalten hat, anstatt in Bezug auf die vorgebrachte Verfolgung zeitnah sein Heimatland

zu verlassen.

Seitens des BAA wurden ebenfalls richtigerweise die Widersprüche des BF in Bezug auf den Aufenthaltsort seines

Reisepasses erkannt.

Dem BAA ist auch nicht entgegen zu treten, wenn es resümierend ausführt, dass die vom BF behauptete

Bedrohungssituation in Armenien aufgrund der Ungereimtheiten und Widersprüche, der vagen und unsubstantiierten

Aussagen, sowie mangelnder Plausibilität nicht einmal ansatzweise glaubwürdig ist, zumal die Ausführungen des BAA

durch das Ermittlungsergebnis vom 16.11.2011 gestützt werden.

Ebenso weist das erkennende Gericht auf folgende Umstände hin:

Nicht schlüssig ist die Behauptung, dass der BF während seiner Flucht in Armenien keinen Kontakt mit seinen Eltern

hatte (AS 131), zumal sich der BF hauptsächlich bei seiner Großmutter mütterlicherseits (arg " [...] manchmal auch bei

Freunden) aufgehalten hat und die Entfernung vom Wohnsitz der Großmutter zum Wohnsitz seiner Eltern nur 15 km

betragen hat. Es ist anzunehmen, dass die Eltern mit der Großmutter in Kontakt gestanden sind. Wenn diese kein

Telefon gehabt hat, sind doch zumindest gegenseitige Besuche erfolgt.

Es widerspricht der allgemeinen Lebenserfahrung, dass sich eine von der Verfolgung durch staatliche Organe

betroDene Person bei Verwandten, deren Wohnsitz noch dazu nur 15 km vom Elternhaus entfernt ist, versteckt, zumal

davon auszugehen ist, dass die staatlichen Verfolger zuerst bei Verwandten Nachschau halten.

Nicht nachvollziehbar ist auch das Vorbringen des BF, dass er für den Dienstahl verantwortlich gemacht wird (AS 131),

zumal die Verletzungen beweisen, dass es sich bei seiner Person um keinen Mittäter handelt, sondern um ein Opfer,

dem Gewalt angetan wurde um den Diebstahl der Waffen begehen zu können.

Ebenfalls nicht nachvollziehbar ist das Vorbringen, dass er vom OLzier H.A. mit einem Messer bedroht wurde, falls der

BF ihn als Täter benennt. Nachdem H.A. mit dem Umbringen einer Person nicht zögerlich ist (arg " H.A. hat bereits

jemanden mit dem Messer umgebracht [..] "), ist es nicht nachvollziehbar, dass ihn H.A. beim Überfall am Leben

gelassen hat und sich dadurch einer Identifizierung als Täter ausgesetzt hat.

Nicht nachvollziehbar ist auch der Umstand, dass er überhaupt geschlagen wurde. Wenn die Täter wollten, dass der BF

am Leben bleibt, hätten sie ihn einfach überwältigen und Fesseln können, anstatt ihn körperlich anzugreifen.

Unplausibel ist auch der Umstand, dass die Täter dem BF unmaskiert entgegen getreten sind, ihn am Leben gelassen

und sich dadurch einer Identifizierung als Täter ausgesetzt haben.

Weiters ist unglaubwürdig, wenn der BF seinem Vorgesetzten gegenüber die Namen der Täter nennt und ihn dieser

auDordert, so schnell wie möglich das Land zu verlassen. Hätten die Täter wirklich seinen Tod gewollt, hätten sie ihn

bereits beim Überfall umgebracht und sich nicht der jahrelangen Gefahr ausgesetzt, doch noch in Verbindung mit dem

Waffendiebstahl gebracht zu werden.

Insoweit der Beschwerdeführer am 7.10.2003 niederschriftlich einvernommen zum Fluchtgrund befragt angibt,

während der Bewachung eines WaDenlagers von einem hochrangigen OLzier geschlagen worden zu sein, ohne dies

näher zu präzisieren (AS 29), am 7.7.2004 neuerlich niederschriftlich einvernommen jedoch angibt, dass er mit einem

Gewehrlauf mehrmals in den Bauch geschlagen worden sei, wodurch er ohnmächtig wurde, erst im Krankenhaus

wieder zu sich gekommen sei und er am Bauch operiert worden sei (AS 99), so erscheint es angesichts der nunmehr als

erheblich geschilderten Verletzungen als nicht nachvollziehbar, weshalb er diese nicht bereits bei der zurückliegenden

Niederschrift ausführte. Von einem maßgerechten Asylwerber wäre wohl zu erwarten, dass dieser jede sich bietende

Gelegenheit, den Muchtkausalen Sachverhalt darzulegen, nützt, um diesen in wesentlichen Punkten gleichlautend und



detailreich darlegt. Auch war es nicht plausibel und im Ergebnis neuerlich ein Indiz der Unglaubwürdigkeit des

Vorbringens, dass der BF anlässlich der zuerst bezeichneten Niederschrift vermeinte, von einem hochrangigen OLzier

im Krankenhaus mit dem Messer bedroht worden zu sein, im Zuge der Niederschrift vom 7.7.2003 dies zunächst

jedoch nicht darlegt, sondern erst über Vorhalt lapidar angibt, dass er danach nicht gefragt worden sei (AS 103).

Im Verfahren nach dem Asylgesetz ist es unabdingbare Voraussetzung für die Bewertung des Vorbringens eines

Asylwerbers zu den Fluchtgründen als glaubhaft, dass der Antragsteller nicht bloß eine "leere" Rahmengeschichte im

Zuge der Einvernahme vorbringt, ohne diese durch das Vorbringen von Details, Interaktionen, glaubhaften Emotionen

etc. zu substantiieren bzw. "mit Leben zu erfüllen".

Da in einem Asylverfahren unzweifelhaft die niederschriftliche Aussage eines Antragstellers vor den Asylbehörden die

zentrale Erkenntnisquelle für die Entscheidung darstellt, reicht es keinesfalls aus, dass der Asylwerber lediglich nicht zu

widerlegende Behauptungen aufstellt, welche - oftmals aufgrund zu geringer "ÖDentlichkeitswirksamkeit" oder "

Drittwirkung" - einer Verifizierung nicht zugänglich sind.

Vielmehr sind die Aussagen des Antragstellers zu seinen Fluchtgründen und zum Fluchtweg daran zu messen, wie eine

durchschnittliche "Maßfigur" über tatsächlich persönlich erlebte Sachverhalte berichten würde.

Die Wiedergabe von tatsächlich selbst erlebten Umständen bzw. Ereignissen zeichnet sich jedoch gerade dadurch aus,

dass man nicht lediglich objektive Rahmenbedingungen darlegt, sondern entspricht es vielmehr der allgemeinen

Lebenserfahrung, dass Menschen über persönlich Erlebtes detailreich, oft weitschweifend unter Angabe der eigenen

Gefühle bzw. unter spontaner Rückerinnerung an auch oft unwesentliche Details oder Nebenumstände berichten.

Weiters ist die Darlegung von persönlich erlebten Umständen dadurch gekennzeichnet, dass man beim Vorbringen der

eigenen "Lebensgeschichte" vor allem sich selbst in die präsentierte Rahmengeschichte dergestalt einbaut, dass man

die eigenen Emotionen bzw. die eigene Erlebniswahrnehmung zu erklären versucht, sich allenfalls selbst beim Erzählen

emotionalisiert zeigt, bzw. jedenfalls Handlungsabläufe bzw. die Kommunikation und Interaktion zwischen den

handelnden Personen der Geschichte darlegt. Dies gilt insbesonders dann, wenn es sich um wichtige Ereignisse im

Leben eines Menschen handelt, die oftmals das eigene Schicksal oder einen Lebensweg dergestalt verändern, dass

man sich letztendlich dazu veranlasst sieht, sein Heimatland oder das Land des letzten Aufenthaltes deshalb

"fluchtartig" zu verlassen.

Der ASt wurde eingangs der Einvernahme zu seinen Fluchtgründen aufgefordert, alle Gründe anzuführen, weshalb sie

Heimatland verlassen haben und weshalb sie in Österreich einen Asylantrag gestellt haben.

Allein diese AuDorderung an einen Antragsteller erfordert wohl ein wie bereits oben angeführtes erwartetes Verhalten

und Vorbringen eines Asylwerbers.

Im konkreten Fall vermochten der ASt jedoch diesen Vorraussetzungen für die QualiRzierung eines Erlebnisberichtes

nicht entsprechen. Vor dem Hintergrund dieser Prämissen ist die von Ihnen vor der Asylbehörde präsentierte

"Fluchtgeschichte" tatsächlich als zu "blass", wenig detailreich und zu oberMächlich und daher in Folge als keinesfalls

glaubhaft zu qualifizieren.

Wie bereits aaO ausgeführt, kam das BAA aufgrund des widersprüchlichen, unsubstantiierten und vage gehaltenen

Vorbringens zu Schluss, dass dem Vorbringen die Unglaubwürdigkeit abzusprechen sei. Trotzdem sah sich der AsylGH

veranlasst, ein Ermittlungsverfahren im Heimatland des BF durch zu führen und musste dabei feststellen, dass der BF

seitens der Behörden nicht dem von ihm angegebenen Wohnsitz zugeordnet werden konnte. Der BF wird weder von

staatlichen Behörden verfolgt, noch läuft gegen ihn ein Haftbefehl.

Zur Tätigung dieser Erhebungen bediente sich das erkennende Gericht ua. einer Ländersachverständigen. Die bP

(beschwerdeführende Partei) trat letztlich dem Gutachten weder auf gleichem fachlichem Niveau entgegen, noch

zeigte sie Ungereimtheiten im Gutachten auf. Das erkennende Gericht sieht daher keinen Anlass, an der inhaltlichen

Richtigkeit des Gutachtens zu zweifeln.

Aus dem im Akt ersichtlichen QualiRkationsproRl und einer Vielzahl von öDentlich zugänglichen Quellen (darunter die

Homepage der Sachverständigen) ergibt sich, dass es sich bei ihr um eine zur Bewältigung der gestellten Aufgabe

kompetente Person handelt, welche nicht nur von österreichischen, sondern auch deutschen und schweizerischen

Institutionen und Behörden zur Beurteilung der Lage im Südkaukasus bzw. Armenien, sowie zur Recherche von

konkreten Sachverhalten eingesetzt wird.



Obgleich dem gegenständlichen Rechercheergebnis nicht die Beweiskraft eines Gutachtens zukommt, wird ihm

dennoch gewichtige Beweiskraft zugemessen. Einerseits ergibt sich aus dem im Akt ersichtlichen QualiRkationsproRl

der Sachverständigen, dass es sich hierbei um Personen mir hoher fachlicher Reputation handelt, welche in einem

Aufgabenfeld tätig sind und waren, das eine hohe Fähigkeit zu analytischem Denken und Handeln aufweisen, sowie die

Fähigkeit haben, verschiedene auch sich widersprechende Informationen auszuwerten und hieraus Schlüsse zu

ziehen, sowie verlässliche Personen und Quellen zur Informationsbeschaffung heranzuziehen.

Auch bedient sich Dr. S. bei den Recherchen vor Ort um einen gebürtigen Armenier, weshalb davon auszugehen ist,

dass er mit der allgemeinen Lage im Land und der Beweiskraft aus Armenien stammender Quellen vertraut ist. Ebenso

ist davon auszugehen, dass er in Armenien über ein Netzwerk an verlässlichen Kontaktpersonen verfügt, die

Recherchen vor Ort durchführen können. Trotz der seinerzeitigen Tätigkeit im armenischen Staatsdienst kann

aufgrund der zwischenzeitigen Beendigung dieser Tätigkeit und der nunmehrigen Berufsausübung im internationalen

Bereich nicht davon ausgegangen werden, dass der Sachverständige in einem Naheverhältnis zum armenischen Staat

steht. Würde die Sachverständige bzw. die vor Ort recherchierende Person zum Schluss kommen, die Auskunft einer

Quelle sei zweifelhaft, so wäre davon auszugehen, dass derartiges in der Anfragebeantwortung mitgeteilt worden

wäre, was in der Vergangenheit auch schon geschah. Wenn daher keine solche Mitteilung erfolgte, wird oDensichtlich

von der Unbedenklichkeit der Quelle(n) ausgegangen.

Es kann auch nicht festgestellt werden, dass die Sachverständige bzw. die von ihr vor Ort eingesetzte Person in einem

Naheverhältnis zum armenischen Staat oder in Gegnerschaft zu diesem stehen. Die Sachverständige hat kein Interesse

am Ausgang des Asylverfahrens, ganz egal in welche Richtung auch immer oder den armenischen Staat in einem

bestimmten Licht darzustellen. Gegenteiliges ist von Asylwerbern zu behaupten, welche ein vitales Interesse am

Verfahrensausgang in ihrem Sinne haben. Ebenso ist zu bedenken, dass sich die Sachverständige - idR im Gegensatz zu

Asylwerbern- im Falle einer falschen Auskunftserteilung mit zivil- und strafrechtlichen Konsequenzen konfrontiert

sieht.

Die Rechercheergebnisse der Sachverständigen führten in der Vergangenheit zum Teil zur Bestätigung und zur

Widerlegung der Angaben der Asylwerber und waren für die Zuerkennung des Status eines Asyl- oder subsidiär

Schutzberechtigten bzw. für dessen Nichtzuerkennung in einer Mehrzahl von Asylverfahren ein tragendes

Bescheinigungsmittel. Ebenso ist dem erkennenden Gericht kein Fall bekannt, in dem sich eine ho. in Auftrag gegebene

Recherche im Nachhinein als nicht den Tatsachen entsprechend herausgesellt hätte und erstatteten die

Verfahrensparteien kein konkretes Vorbringen, welche Zweifel an der fachlichen QualiRkation des Sachverständigen im

beschriebenen Umfang hervorkommen ließen.

Aufgrund der oa. Ausführungen geht das erkennende Gericht davon aus, dass die Sachverständigen befähigt sind, ihre

fallbezogenen Aussagen auf verlässliche Quellen zu stützen und wird deren Rechercheergebnis nicht angezweifelt,

selbst wenn es den mündlichen Angaben der bP widerspricht (vgl. etwa das. Erk. d. VwGH vom 14. Dezember 1995, Zl.

95/19/1046).Aufgrund der oa. Ausführungen geht das erkennende Gericht davon aus, dass die Sachverständigen

befähigt sind, ihre fallbezogenen Aussagen auf verlässliche Quellen zu stützen und wird deren Rechercheergebnis

nicht angezweifelt, selbst wenn es den mündlichen Angaben der bP widerspricht vergleiche etwa das. Erk. d. VwGH

vom 14. Dezember 1995, Zl. 95/19/1046).

Im Übrigen ist noch darauf hinzuweisen, dass Erhebungen dort Grenzen gesetzt sind, wo es auf die Mitwirkung des

Asylwerbers ankommt. Wie sich aus dem Wählerverzeichnis ergeben hat, hat der BF eine falsche Wohnadresse

angegeben, was dazu geführt hat, dass die armenischen Behörden den BF zu der von ihm angegebenen Anschrift nicht

zuordnen konnten.

Zudem vermochte der BF den von ihm ins TreDen geführten vorgebrachten Sachverhalt nicht durch geeignete

Bescheinigungsmittel zu untermauern.

Im Lichte dieser unterlassenen Vorlage unbedenklicher Bescheinigungsmittel sind abseits der nationalen

Rechtsprechung dazu auch die europarechtlichen Vorgaben von Bedeutung. So normiert die - nicht direkt

anwendbare - Statusrichtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 als Ausfluss der Staatenpraxis in deren Artikel 4

Absatz 1 und 5 Folgendes: "Wenden die Mitgliedstaaten den in Absatz 1 Satz 1 genannten Grundsatz an, wonach der

Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz begründen muss, und fehlen für Aussagen des Antragstellers

Unterlagen oder sonstige Beweise, so bedürfen diese Aussagen keines Nachweises, wenn
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a) der Antragsteller sich offenkundig bemüht hat, seinen Antrag zu substanziieren;

b) alle dem Antragsteller verfügbaren Anhaltspunkte vorliegen und eine hinreichende Erklärung für das Fehlen anderer

relevanter Anhaltspunkte gegeben wurde;

c) festgestellt wurde, dass die Aussagen des Antragstellers kohärent und plausibel sind und zu den für seinen Fall

relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen;

d) der Antragsteller internationalen Schutz zum frühest möglichen Zeitpunkt beantragt hat, es sei denn, er kann gute

Gründe dafür vorbringen, dass dies nicht möglich war;

e) die generelle Glaubwürdigkeit des Antragstellers festgestellt worden ist."

Wendet man im Wege einer richtlinienkonformen Auslegung diese sekundärrechtliche Norm auf das gegenständliche

Verfahren an, so führt auch dies nicht zum Verzicht auf die BeischaDung von Bescheinigungsmitteln seitens der

beschwerdeführenden Partei, zumal nicht festgestellt werden kann, dass sich der Antragsteller oDenkundig bemühte

seinen Antrag in Bezug auf die bestehenden Verfolgungshandlungen zu substanziieren, viel mehr war oDensichtlich

gegenteiliges der Fall. Weiters konnte die generelle Glaubwürdigkeit des BF im Verfahren im oa. Ausmaß nicht

festgestellt werden. Keinesfalls konnte festgestellt werden, dass die Aussagen des BF zur aktuellen

Verfolgungssituation kohärent und plausibel sind und zu den für seinen Fall relevanten besonderen und allgemeinen

Informationen nicht in Widerspruch stehen.

Im gegenständlichen Fall ist daher festzustellen, dass der beschwerdeführenden Partei auch aus europarechtlicher

Sicht die Glaubhaftmachung des behaupteter maßen ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht

festgestellt werden konnte, dass die Aussagen der BF1 kohärent und plausibel sind und zu den für seinen Fall

relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen und er aufgrund der mangelnden

Glaubwürdigkeit des Vorbringens auch den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der richtlinienkonformen

Interpretation der entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber (vgl. Wortlaut der

RV zum AsylG 2005: "...Mit demIm gegenständlichen Fall ist daher festzustellen, dass der beschwerdeführenden Partei

auch aus europarechtlicher Sicht die Glaubhaftmachung des behaupteter maßen ausreisekausalen Sachverhaltes nicht

gelang, zumal nicht festgestellt werden konnte, dass die Aussagen der BF1 kohärent und plausibel sind und zu den für

seinen Fall relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen und er aufgrund der

mangelnden Glaubwürdigkeit des Vorbringens auch den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der

richtlinienkonformen Interpretation der entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem

Gesetzgeber vergleiche Wortlaut der Regierungsvorlage zum AsylG 2005: "...Mit dem

vorgeschlagenen Entwurf werden folgende Richtlinien umgesetzt ... :

Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von

Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz

benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, ABl. Nr. L 304 vom 30.09.2004 S. 12, CELEX Nr.

32004L0083; ..."Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den

Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen

Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes, Amtsblatt Nummer L 304 vom 30.09.2004 Seite

12, CELEX Nr. 32004L0083; ..."

Der BF hat auch den Antrag auf internationalen Schutz nicht zum frühest möglichen Zeitpunkt beantragt. Wie aus dem

Bericht der Grenzbezirksstelle vom 12.09.2003 hervor geht, ist der BF von der Slowakei kommend nach Österreich

eingereist. Nach seinen eigenen Angaben hat er sich auch in Russland aufgehalten. Dem Beschwerdeführer wäre somit

die Möglichkeit oDen gestanden in Russland oder in der Slowakei um Asyl anzusuchen. Dass dies nicht möglich

gewesen wäre, hat er zu keiner Zeit vorgebracht.

Aufgrund der oa. Ausführungen ergibt sich letztlich in einer Gesamtschau, dass das Vorbringen des BF zum

behaupteten Ausreisegrund zweifelsfrei nicht den Tatsachen entspricht.

Wenn der rechtsfreundliche Vertreter/Sachwalter in seiner Stellungnahme vom 28.11.2011 behauptet, dass er sich

nicht vorstellen könne, dass im Gespräch mit dem Behördenvertreter die Vertraulichkeit gewahrt wurde, ist dies

aktenwidrig. Im Gutachten wurde lediglich darauf verwiesen, dass die Erhebungen ergeben hätten, dass den Behörden



keine Person unter dem Namen des BF an der von ihm angegebenen Adresse bekannt ist. Dass dieses Ergebnis durch

ein persönliches Gespräch entstanden ist, wurde im Gutachten nicht dargelegt, zumal es dazu unzählige andere

Möglichkeiten (z.B. Einschau ins Fahndungsbuch, ins Register in dem die WehrpMichtigen bzw. die Absolventen und

deren Adresse verzeichnet sind, etc) gibt, wie man auf einem anderen Weg als durch persönliche Gespräche zu einem

Ergebnis kommt, weshalb auch nicht näher darauf einzugehen ist.

Ebenfalls aktenwidrig ist die Behauptung in der aaO zitierten Stellungnahme, dass der medizinische vom Gericht

beauftragte Sachverständige eine Behandlung des BF in seinem Heimatland nicht für möglich hält. Aus dem Gutachten

geht eine derartige Feststellung nicht hervor. Nicht nur, dass er mit einer solchen Feststellung seine Befugnisse

überschritten hätte, würde er auch nicht über die notwendige Qualifikation für eine solche Behauptung verfügen.

Es ist oDensichtlich, dass die jeder Substanz entbehrenden Behauptungen einzig und allein dem Ziel dienen, das

Verfahren zu verzögern, ansonsten solche aktenwidrigen Behauptungen nicht zu erklären sind.

In Bezug auf den in der Stellungnahme gestellten Beweisantrag, mittels eines Gutachtens die subsidiäre

Schutzbedürftigkeit des BF festzustellen, ist festzuhalten, dass es diesem aufgrund der oa. Ausführungen und der vom

erkennenden Gericht zum genannten Beweisthema bereits durchgeführten Erhebungen an einem tauglichen

Beweisthema fehlt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH nämlich nur dann vor, wenn darin sowohl

das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind und wenn das Beweisthema sachverhaltserheblich ist

(VwGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrens-recht, 3. AuMage, S 174, zu Beweisanträgen in Bezug auf

die allgemeine Lage in Ländern mit hoher Berichtsdichte vgl. auch Erk. d. VwGH vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Im

Gegenständlichen Fall liegt jedoch kein taugliches Beweisthema vor, weil hinsichtlich des vom BFV genannten Themas

bereits Erhebungen durchgeführt wurden, welche die Entscheidungsreife der Sache herbeiführten und der Antrag des

BFV lediglich darauf abzielt, das Beweisverfahren des Gerichts zu wiederholen, ohne ein neues Beweisthema zu

nennen. Das Beweisergebnis wurde auch nicht substantiiert bekämpft, weshalb der Asylgerichtshof nicht veranlasst

war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergänzen (vgl. zB. VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995,

95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).In Bezug auf den in der Stellungnahme gestellten

Beweisantrag, mittels eines Gutachtens die subsidiäre Schutzbedürftigkeit des BF festzustellen, ist festzuhalten, dass es

diesem aufgrund der oa. Ausführungen und der vom erkennenden Gericht zum genannten Beweisthema bereits

durchgeführten Erhebungen an einem tauglichen Beweisthema fehlt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp

des VwGH nämlich nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind und

wenn das Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VwGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrens-recht,

3. AuMage, S 174, zu Beweisanträgen in Bezug auf die allgemeine Lage in Ländern mit hoher Berichtsdichte vergleiche

auch Erk. d. VwGH vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Im Gegenständlichen Fall liegt jedoch kein taugliches

Beweisthema vor, weil hinsichtlich des vom BFV genannten Themas bereits Erhebungen durchgeführt wurden, welche

die Entscheidungsreife der Sache herbeiführten und der Antrag des BFV lediglich darauf abzielt, das Beweisverfahren

des Gerichts zu wiederholen, ohne ein neues Beweisthema zu nennen. Das Beweisergebnis wurde auch nicht

substantiiert bekämpft, weshalb der Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen

bzw. zu ergänzen vergleiche zB. VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356;

23.11.2006, 2005/20/0551 ua.).

Auch ist der Asylgerichtshof dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um einen als unzulässig zu erachtenden

Erkundungsbeweis handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern lediglich

unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei

zu untermauern, sondern sollen es erst ermöglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes

sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen Verfahren - unzulässig. Im

gegenständlichen Fall ist die Behandelbarkeit einer psychischen Behandlung in Armenien durch die Länderberichte

und der Anfragebeantwortung der Staatendokumentation als erwiesen anzunehmen. Der BFV äußert nur bloße

Mutmaßungen, ohne hierzu sein Vorbringen mit anderen Berichten zu untermauern. Daher ist die Behörde/der

Asylgerichtshof einerseits nicht gem. §§ 37 iVm 39 Abs 2 AVG zur Durchführung eines solchen Beweises (zur

Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpMichtet, sodass deren Unterlassung keinen Verfahrensmangel

bedeutet. (Hengstschläger - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu § 46

mwN).Auch ist der Asylgerichtshof dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um einen als unzulässig zu

erachtenden Erkundungsbeweis handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern
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lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der

Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermöglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des

Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen

Verfahren - unzulässig. Im gegenständlichen Fall ist die Behandelbarkeit einer psychischen Behandlung in Armenien

durch die Länderberichte und der Anfragebeantwortung der Staatendokumentation als erwiesen anzunehmen. Der

BFV äußert nur bloße Mutmaßungen, ohne hierzu sein Vorbringen mit anderen Berichten zu untermauern. Daher ist

die Behörde/der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. Paragraphen 37, in Verbindung mit 39 Absatz 2, AVG zur

Durchführung eines solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpMichtet, sodass deren

Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschläger - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz,

Manz Kommentar, Rz 16 zu Paragraph 46, mwN).

Letztlich ist anzuführen, dass der BF durch eine in Asyl- und Fremdenwesen hervorragend qualiRzierten Anwaltskanzlei

vertreten wird, welche beste Kenntnisse über die Rechte und PMichten der Asylwerber besitzt und davon auszugehen

ist, dass die VerpMichtung des BF an der Mitwirkung im Verfahren -auch durch die Vorlage unbedenklicher

Bescheinigungsmittel- bekannt ist. Dem BF bzw. dessen Vertretung ist seit der Übermittlung der Beweisaufnahme samt

den Länderberichten vom 22.11.2011 bekannt, welche Feststellungen der AsylGH seiner Entscheidung zu Grunde legt

und hat es bis zur oa. Stellungnahme, welche den entsprechenden Beweisantrag enthielt, unterlassen, sich mit dem

Rechercheergebnis und den Länderberichten inhaltlich auseinanderzusetzen. Auch wurde es oDensichtlich

unterlassen weitere Anstrengungen zu unternehmen, um das Gegenteil bescheinigende Beweismittel vorzulegen, was

den BF bzw. dessen Vertreter bei entsprechenden Bemühungen möglich gewesen wäre. Auch ist auf die Existenz von

in Armenien tätigen Anwälten oder NGOs zu verweisen, welche der BF allenfalls mit Unterstützung seines Vertreters

hätte kontaktieren können. Auch steht außer Zweifel fest, dass weitere Bescheinigungsmittel bestünden, würde das

Vorbringen der BF den Tatsachen entsprechen.

Von einem durchschnittlich sorgfältigen Asylwerber mit dem Wissen und den Fähigkeiten der gegenständlichen

Asylwerber müsste erwartbar sein, dass sie spätestens zu dem Zeitpunkt, von dem sie Kenntnis haben, wie das Gericht

aufgrund der Länderfeststellungen und Anfragebeantwortung der Staatendokumentation zu entscheiden gedenkt, alle

ihnen möglichen Hebel ehestmöglich in Bewegung setzen, um die eine Änderung der Beweislage zu ihren Gunsten

herbeiführen und sich nicht weiter passiv verhalten und es nicht bei einer bloßen unbescheinigten und aktenwidrigen

Behauptung und der Stellung eines Beweisantrages belassen.

Aufgrund der oa. Ausführungen geht das erkennende Gericht letztlich davon aus, dass es sich beim gestellten

Beweisantrag um einen solchen handelt, der kein taugliches Beweisthema enthält und dieser dazu dienen soll, den -

durch das nicht rechtskräftig abgeschlossene Asylverfahren legalisierten- Aufenthalt zu verlängern (VwGH 27.9.2005,

2005/01/0313).

Die obigen Ausführungen gelten gleichermaßen auch auf den seitens des Sachwalters durch einen

Ländersachverständigen beantragten Überprüfung, ob der BF in seinem Heimatland in einem Verschlussakt geführt

wird und Verfahren gegen ihn laufen, er zur Verhandlung ausgeschrieben wird, oder er von der Polizei, Militär oder

Staatsanwaltschaft gesucht wird. Hiezu ist anzuführen, dass, auch wenn der BF in einem Verschlussakt geführt wird,

sein Bild als auch seine Personalien den Behörden mitgeteilt wird, ansonsten er von diesen nicht gesucht, identiRziert

und deshalb auch nicht festgenommen werden kann. Nachdem die Erhebungen keine Fahndung bzw. Verfolgung

ergeben hat, ist dem Antrag auch nicht zu entsprechen. Ein Verschlussakt dient lediglich dazu, den der Fahndung zu

Grunde liegenden Sachverhalt anderen Personen nicht zugänglich zu machen.

Der Hinweis, dass keine Erhebungen bezüglich eines Verfahrens gegen unbekannte Täter getätigt wurden, geht ins

Leere. Es ist davon auszugehen, dass der BF - selbst wenn dieser als Zeuge gesucht würde - im Krankenhaus

aufgesucht worden wäre oder eine Ladung (Zeugenladung) in Vorlage hätte bringen können.

Wenn der BF in seiner Berufung vom 23.08.2004 ein mangelhaftes Verfahren rügt, geht dies ebenfalls ins Leere, zumal

das BAA ein mängelfreies und ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren geführt hat, welches seitens des AsylGH nicht

zu beanstanden ist.

Wenn der BF in seiner Beschwerde darauf hinweist, dass die Behörden im Rahmen ihrer amtswegigen

ErmittlungspMicht allenfalls vorhandene Zweifel über den Inhalt und die Bedeutung des Vorbringens des Asylwerbers

durch entsprechende Erhebungen, insbesondere ergänzende Befragung beseitigen muss, ist dem entgegenzuhalten,
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das die VerpMichtung der Behörde, den Sachverhalt von Amts wegen vollständig und umfassend zu ermitteln, sich

grundsätzlich nur auf solche asylrechtlich relevanten Umstände bezieht, die vom Asylwerber auch vorgetragen

werden. Die Aussage des Asylwerbers ist das zentrale Bescheinigungsmittel und Ausgangspunkt für die die Behörde

treDende ErmittlungspMicht. Finden sich in den Aussagen eines Asylwerbers keine ausreichenden Anhaltspunkte für

das Vorliegen eines Asylgrundes, so bedarf es in der Regel keiner weitergehenden amtswegigen Ermittlungen. Es

besteht keine VerpMichtung der Behörde, Asylgründe zu ermitteln, die der Asylwerber gar nicht behauptet hat (vgl hg

Erkenntnis vom 21. November 1995, Zl 95/20/0329, mwN). (VwGH 23. 1. 1997, 95/20/0303, 95/20/0304; vgl auch VwGH

2. 3. 1988, 86/01/0187; B 30. 11. 2000, 2000/20/0445). Der BF wurde von der Erstbehörde zweimal einvernommen. Die

Erstbehörde hat durch explizite Befragung die vagen Angaben des BF aufzuklären versucht. Der BF hat keine

glaubwürdigen Argumente vorgebracht, die diese erhellen hätten können. Der BF hat auch in der Beschwerde keine

Gründe vorgebracht, wozu ihn die Erstbehörde noch befragen hätte sollen. Auch die entscheidende Behörde kann

nicht erkennen, dass das Bundesasylamt eine mangelhafte Einvernahme durchgeführt hat.Wenn der BF in seiner

Beschwerde darauf hinweist, dass die Behörden im Rahmen ihrer amtswegigen ErmittlungspMicht allenfalls

vorhandene Zweifel über den Inhalt und die Bedeutung des Vorbringens des Asylwerbers durch entsprechende

Erhebungen, insbesondere ergänzende Befragung beseitigen muss, ist dem entgegenzuhalten, das die VerpMichtung

der Behörde, den Sachverhalt von Amts wegen vollständig und umfassend zu ermitteln, sich grundsätzlich nur auf

solche asylrechtlich relevanten Umstände bezieht, die vom Asylwerber auch vorgetragen werden. Die Aussage des

Asylwerbers ist das zentrale Bescheinigungsmittel und Ausgangspunkt für die die Behörde treffende Ermittlungspflicht.

Finden sich in den Aussagen eines Asylwerbers keine ausreichenden Anhaltspunkte für das Vorliegen eines

Asylgrundes, so bedarf es in der Regel keiner weitergehenden amtswegigen Ermittlungen. Es besteht keine

VerpMichtung der Behörde, Asylgründe zu ermitteln, die der Asylwerber gar nicht behauptet hat vergleiche hg

Erkenntnis vom 21. November 1995, Zl 95/20/0329, mwN). (VwGH 23. 1. 1997, 95/20/0303, 95/20/0304; vergleiche auch

VwGH 2. 3. 1988, 86/01/0187; B 30. 11. 2000, 2000/20/0445). Der BF wurde von der Erstbehörde zweimal

einvernommen. Die Erstbehörde hat durch explizite Befragung die vagen Angaben des BF aufzuklären versucht. Der BF

hat keine glaubwürdigen Argumente vorgebracht, die diese erhellen hätten können. Der BF hat auch in der

Beschwerde keine Gründe vorgebracht, wozu ihn die Erstbehörde noch befragen hätte sollen. Auch die entscheidende

Behörde kann nicht erkennen, dass das Bundesasylamt eine mangelhafte Einvernahme durchgeführt hat.

Wenn in der Berufung gerügt wird, dass die Behörde den Parteien Gelegenheit zu geben hat, Beweise zur Unrichtigkeit

dieser Tatsache zu erbringen und sie gegebenenfalls hiezu anzuleiten hat, so ist festgehalten, dass keine generelle

VerpMichtung der Behörde besteht, dem Asylwerber im Wege eines Vorhalts zur Kenntnis zu bringen, dass

Widersprüche vorhanden seien, die im Rahmen der gemäß § 45 Abs 2 AVG vorzunehmenden Beweiswürdigung zu

seinem Nachteil von Bedeutung sein könnten, und ihm aus diesem Grund eine Stellungnahme hiezu zu ermöglichen

(VwGH 05.11.1992, 92/01/0705).Wenn in der Berufung gerügt wird, dass die Behörde den Parteien Gelegenheit zu

geben hat, Beweise zur Unrichtigkeit dieser Tatsache zu erbringen und sie gegebenenfalls hiezu anzuleiten hat, so ist

festgehalten, dass keine generelle VerpMichtung der Behörde besteht, dem Asylwerber im Wege eines Vorhalts zur

Kenntnis zu bringen, dass Widersprüche vorhanden seien, die im Rahmen der gemäß Paragraph 45, Absatz 2, AVG

vorzunehmenden Beweiswürdigung zu seinem Nachteil von Bedeutung sein könnten, und ihm aus diesem Grund eine

Stellungnahme hiezu zu ermöglichen (VwGH 05.11.1992, 92/01/0705).

Für den AsylGH ist die Rüge, dass das BAA keine präzise oder gar nachvollziehbare Begründung vorgenommen hat,

sondern sich primär auf die Aussage, die Angaben des BF seien unlogisch und nicht nachvollziehbar beschränkt hat,

nicht nachvollziehbar. Im Ergebnis gelingt es mit der vorgebrachten Argumentation in der Berufung nicht, die

Beweiswürdigung der Erstbehörde substantiiert zu bekämpfen. Der BF hat in dieser im Wesentlichen keine Umstände

aufgezeigt, weshalb die erstinstanzliche Beweiswürdigung nicht schlüssig und stimmig sein sollte. Folglich gelingt es

dem BF auch nicht den beweiswürdigend festgestellten Sachverhalt als nicht zutreffend darzulegen.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Ausführungen in der Berufung nicht ausreichend konkretisiert wurden,

weshalb die Berufungsbehörde nicht angehalten ist mangels konkretem Vorbringen noch weitere diesbezügliche

Ermittlungen über einen ausreichend geklärten Sachverhalt durchzuführen.

Sofern die Berufung rügt, dass das BAA hinsichtlich des Refoulmentverbotes eine Gefahrenprognose unterlassen hat,

geht auch diese Rüge ins Leere. Der BF hat mit seinem unglaubwürdigen Vorbringen, bei einer Rückkehr nach

Armenien einem realen Risiko ausgesetzt zu sein, dem Refoulmentverbot den Boden entzogen. Im Übrigen wird auf
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die Ausführungen zu Spruchpunkt II verwiesen.Sofern die Berufung rügt, dass das BAA hinsichtlich des

Refoulmentverbotes eine Gefahrenprognose unterlassen hat, geht auch diese Rüge ins Leere. Der BF hat mit seinem

unglaubwürdigen Vorbringen, bei einer Rückkehr nach Armenien einem realen Risiko ausgesetzt zu sein, dem

Refoulmentverbot den Boden entzogen. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Spruchpunkt römisch zwei

verwiesen.

Soweit in der Berufung Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit der anzuwendenden Bestimmung (§ 8 AsylG 1997)

und die diesbezügliche Entscheidungskompetenz des BAA geäußert wurden, vermag diese der erkennende Senat nicht

zu teilen und sieht daher keine Veranlassung, ein Gesetzesprüfungsverfahren einzuleiten.Soweit in der Berufung

Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit der anzuwendenden Bestimmung (Paragraph 8, AsylG 1997) und die

diesbezügliche Entscheidungskompetenz des BAA geäußert wurden, vermag diese der erkennende Senat nicht zu

teilen und sieht daher keine Veranlassung, ein Gesetzesprüfungsverfahren einzuleiten.

Die Feststellungen zum Gesundheitszustand des BF und deren Behandlungsbedürftigkeit ergeben sich aus einer

Einsichtnahme in die hierzu vorgelegten Bescheinigungsmittel. Das erkennende Gericht geht davon aus, dass der BF

entsprechende seinen aktuellen Gesundheitszustand dokumentierende Bescheinigungsmittel vollständig vorlegte.

Allfällige Verletzungen des Parteiengehörs durch die belangte Behörde wurden im gegenständlichen Fall durch die

Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde an den AsylGH, sowie durch die fortgesetzten Ermittlungsverfahren

durchgeführte Beweisaufnahme saniert (vgl. für viele: VwGH vom 11.9.2003, 99/07/0062; VwGH vom 27.2.2003,

2000/18/0040; VwGH vom 26.2.2002, 98/21/0299).Allfällige Verletzungen des Parteiengehörs durch die belangte

Behörde wurden im gegenständlichen Fall durch die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde an den AsylGH, sowie

durch die fortgesetzten Ermittlungsverfahren durchgeführte Beweisaufnahme saniert vergleiche für viele: VwGH vom

11.9.2003, 99/07/0062; VwGH vom 27.2.2003, 2000/18/0040; VwGH vom 26.2.2002, 98/21/0299).

III. Rechtliche Beurteilungrömisch drei. Rechtliche Beurteilung

Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:Artikel 151 Absatz 39, ZiDer eins und 4 Bundes-

Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) siebenten

Hauptstückes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 144a in der Fassung

des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den Übergang zur neuen

Rechtslage gilt:(39) Artikel 10, Absatz eins, ZiDer eins, 3, 6 und 14, Artikel 78 d, Absatz 2,, Artikel 102, Absatz 2,, Artikel

129,, Abschnitt B des (neuen) siebenten Hauptstückes, Artikel 132 a,, Artikel 135, Absatz 2 und 3, Artikel 138, Absatz

eins,, Artikel 140, Absatz eins e, r, s, t, e, r, Satz und Artikel 144 a, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008, treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den Übergang zur neuen Rechtslage gilt:

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.ZiDer eins :, Mit 1. Juli 2008

wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof

weiterzuführen.ZiDer 4 :, Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom

Asylgerichtshof weiterzuführen.

Gemäß § 75 Abs 1 AsylG 2005 BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr. 38/2011 sind alle am 31. Dezember 2005 anhängigen

Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende zu führen, dass in Verfahren, die

nach dem 31. März 2009 beim Bundesasylamt anhängig sind oder werden, § 10 in der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 mit

der Maßgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die

Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder eine

Zurückweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt. Die §§ 24, 26, 54

bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 in der Fassung des Bundesgesetzes

BGBl. I Nr. 122/2009 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der

Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zuständig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des

Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese

Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht

wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen führen.Gemäß Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005
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Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, sind alle am

31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende

zu führen, dass in Verfahren, die nach dem 31. März 2009 beim Bundesasylamt anhängig sind oder werden, Paragraph

10, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass eine

Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder

Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder eine Zurückweisung des Asylantrages als

Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. Paragraph 44, AsylG 1997 gilt. Die Paragraphen 24, 26, 54 bis 57 und 60

dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. Paragraph 27, in der Fassung des Bundesgesetzes

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass das

Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zuständig ist und der Sachverhalt, der zur

Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. Paragraph 57,

Absatz 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der Maßgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31.

Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen führen.

Gemäß § 44 Abs 1 AsylG 1997, BGBl I Nr. 76/1997, werden Verfahren zur Entscheidung über Asylanträge und

Asylerstreckungsanträge, die bis zum 30. April 2004 gestellt wurden, nach den Bestimmungen des AsylG 1997, BGBl I

Nr. 76/1997, idF BGBl I Nr. 126/2002 geführt. Gemäß Abs 2 leg cit werden Asylanträge, die ab dem 1. Mai 2004 gestellt

werden, nach den Bestimmungen des AsylG 1997, BGBl I Nr. 76/1997 in der jeweils geltenden Fassung geführt. Gem.

Abs 3 leg cit sind auch auf Verfahren gem. Abs 1 leg cit die §§ 8, 15, 22, 23 Abs.3, 5 u. 6, 36, 40 u. 40a idF BGBl I Nr.

101/2003 anzuwenden.Gemäß Paragraph 44, Absatz eins, AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997,,

werden Verfahren zur Entscheidung über Asylanträge und Asylerstreckungsanträge, die bis zum 30. April 2004 gestellt

wurden, nach den Bestimmungen des AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997,, in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 126 aus 2002, geführt. Gemäß Absatz 2, leg cit werden Asylanträge, die ab dem 1. Mai

2004 gestellt werden, nach den Bestimmungen des AsylG 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in der

jeweils geltenden Fassung geführt. Gem. Absatz 3, leg cit sind auch auf Verfahren gem. Absatz eins, leg cit die

Paragraphen 8, 15, 22, 23, Absatz 3, 5, u. 6, 36, 40 u. 40a in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,

anzuwenden.

Gemäß § 75 Abs 8 AsylG 2005 idF BGBl I Nr. 38/2011 ist § 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009

auf alle am oder nach dem 1. Jänner 2010 anhängigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 mit der Maßgabe

anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Jänner 2010 erlassen

wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach § 10, die Zurückweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997

als Zurückweisung nach § 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997, mit der

festgestellt wurde, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat

zulässig ist, als Abweisung nach § 10 Abs. 1 Z 2 gilt.Gemäß Paragraph 75, Absatz 8, AsylG 2005 in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, ist Paragraph 10, in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt

Teil eins, Nr. 122 aus 2009, auf alle am oder nach dem 1. Jänner 2010 anhängigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997

mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Jänner

2010 erlassen wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach Paragraph 10,, die Zurückweisung eines Asylantrages

nach dem Asylgesetz 1997 als Zurückweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, ZiDer eins und die Abweisung eines

Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder

Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, als Abweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, ZiDer 2,

gilt.

Gegenständlicher Asylantrag wurde am 12.09.2003 und somit nach Inkrafttreten des AsylG 1997 BGBl I Nr. 76/1997

und vor Inkrafttreten des AsylG 2005 gestellt, weshalb sich gem. § 75 AsylG 2005, BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr.

38/2011 die Anwendung des im Spruch zitierten AsylG 1997 nach Maßgabe der Übergangsbestimmungen

ergibt.Gegenständlicher Asylantrag wurde am 12.09.2003 und somit nach Inkrafttreten des AsylG 1997

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, und vor Inkrafttreten des AsylG 2005 gestellt, weshalb sich gem.

Paragraph 75, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,

Nr. 38 aus 2011, die Anwendung des im Spruch zitierten AsylG 1997 nach Maßgabe der Übergangsbestimmungen

ergibt.

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100/2005 idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor
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dem Asylgerichtshof gem. § 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle

des BegriDs "Berufung" der BegriD "Beschwerde" tritt. Gemäß Abs. 2 leg cit sind die Erkenntnisse im Namen der

Republik zu verkünden und auszufertigen.Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100

aus 2005, idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof gem. Paragraph 23, Absatz eins,

Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG,

Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des BegriDs "Berufung" der

BegriD "Beschwerde" tritt. Gemäß Absatz 2, leg cit sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkünden und

auszufertigen.

Gemäß § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als

unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl

im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu

setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.Gemäß Paragraph 66, Absatz 4,

AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzulässig oder

verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als

auch hinsichtlich der Begründung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu

setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.

Das erkennende Gericht ist berechtigt, näher bezeichnete Teile des angefochtenen Bescheides zum Inhalt des

gegenständlichen Erkenntnisses zu erheben, ohne sie wiederholen zu müssen (vgl. z.B. das Erk. d. VwGH vom 4. 10.

1995, 95/01/0045; VwGH 24. 11. 1999, 99/01/0280; auch VwGH 8. 3. 1999, 98/01/0278), weshalb im gegenständlichen

Fall im bereits genannten Umfang auf den erstinstanzlichen Bescheid verwiesen wird.Das erkennende Gericht ist

berechtigt, näher bezeichnete Teile des angefochtenen Bescheides zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses zu

erheben, ohne sie wiederholen zu müssen vergleiche z.B. das Erk. d. VwGH vom 4. 10. 1995, 95/01/0045; VwGH 24. 11.

1999, 99/01/0280; auch VwGH 8. 3. 1999, 98/01/0278), weshalb im gegenständlichen Fall im bereits genannten Umfang

auf den erstinstanzlichen Bescheid verwiesen wird.

Ebenso ist das erkennende Gericht berechtigt, auf die außer Zweifel stehende Aktenlage (VwGH 16. 12. 1999,

99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenständlichen Umfang verwiesen wird.

Abweisung des Antrages auf Gewährung von Asyl

Gemäß § 7 AsylG hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass

ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in

Art. 1 Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt.Gemäß Paragraph 7, AsylG hat

die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat

Verfolgung (Artikel eins, Abschnitt A ZiDer 2, der Genfer Flüchtlingskonvention) droht und keiner der in Artikel eins,

Abschnitt C oder F der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt.

Flüchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist eine Person, die aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen

der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen

Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb des Landes beRndet, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt und nicht in

der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder die sich

als Staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes beRndet, in welchem sie ihren gewöhnlichen

Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der erwähnten Befürchtungen nicht dorthin

zurückkehren will.Flüchtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A ZiDer 2, der GFK ist eine Person, die aus

wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen

Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich außerhalb des Landes beRndet, dessen

Staatsangehörigkeit sie besitzt und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des

Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder die sich als Staatenlose infolge solcher Ereignisse außerhalb des Landes

beRndet, in welchem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte, und nicht dorthin zurückkehren kann oder wegen der

erwähnten Befürchtungen nicht dorthin zurückkehren will.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter

Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
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eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob eine vernunftbegabte Person

nach objektiven Kriterien unter den geschilderten Umständen aus Konventionsgründen wohlbegründete Furcht

erleiden würde (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380). Dies triDt auch nur dann zu, wenn die Verfolgung von der Staatsgewalt

im gesamten Staatsgebiet ausgeht oder wenn die Verfolgung zwar nur von einem Teil der Bevölkerung ausgeübt, aber

durch die Behörden und Regierung gebilligt wird, oder wenn die Behörde oder Regierung außerstande ist, die

Verfolgten zu schützen (VwGH 4.11.1992, 92/01/0555 ua.).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter EingriD von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende

persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der EingriD geeignet ist, die

Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht

mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine

Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die

entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 19.12.1995, Zl. 94/20/0858; 14.10.1998, Zl.

98/01/0262). Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung

vorliegen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194).

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes müssen konkrete, den Asylwerber selbst betreDende

Umstände behauptet und bescheinigt werden, aus denen die von der zitierten Konventionsbestimmung geforderte

Furcht rechtlich ableitbar ist (vgl zB vom 8. 11. 1989, 89/01/0287 bis 0291 und vom 19. 9 1990, 90/01/0113). Der

Hinweis eines Asylwerbers auf einen allgemeinen Bericht genügt dafür ebenso wenig wie der Hinweis auf die

allgemeine Lage, zB. einer Volksgruppe, in seinem Herkunftsstaat (vgl VwGH 29. 11. 1989, 89/01/0362; 5. 12. 1990,

90/01/0202; 5. 6. 1991, 90/01/0198; 19. 9 1990, 90/01/0113).Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes

müssen konkrete, den Asylwerber selbst betreDende Umstände behauptet und bescheinigt werden, aus denen die

von der zitierten Konventionsbestimmung geforderte Furcht rechtlich ableitbar ist vergleiche zB vom 8. 11. 1989,

89/01/0287 bis 0291 und vom 19. 9 1990, 90/01/0113). Der Hinweis eines Asylwerbers auf einen allgemeinen Bericht

genügt dafür ebenso wenig wie der Hinweis auf die allgemeine Lage, zB. einer Volksgruppe, in seinem Herkunftsstaat

vergleiche VwGH 29. 11. 1989, 89/01/0362; 5. 12. 1990, 90/01/0202; 5. 6. 1991, 90/01/0198; 19. 9 1990, 90/01/0113).

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss

ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen für die

Zuerkennung von Asyl, nämlich eine glaubhafte Verfolgungsgefahr im Herkunftsstaat aus einem in Art. 1 Abschnitt A Z

2 der GFK angeführten Grund nicht gegeben.Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die

dargestellten Voraussetzungen für die Zuerkennung von Asyl, nämlich eine glaubhafte Verfolgungsgefahr im

Herkunftsstaat aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK angeführten Grund nicht gegeben.

Wie sich aus der Beweiswürdigung ergibt, ist es dem Beschwerdeführer nicht gelungen eine solche glaubhaft zu

machen. Auch die allgemeine Lage ist in Armenien nicht dergestalt, dass sich konkret für den Beschwerdeführer eine

begründete Furcht vor einer mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit drohenden asylrelevanten Verfolgung ergeben

würde.

Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher zu Recht kein Asyl zu gewähren, die Entscheidung des

BAA im Ergebnis zu bestätigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt I. abzuweisen.Es war unter

Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher zu Recht kein Asyl zu gewähren, die Entscheidung des BAA im

Ergebnis zu bestätigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt römisch eins. abzuweisen.

Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat

Gem. § 8 AsylG 1997 hat die Behörde im Falle einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen bescheidmäßig

festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist; diese

Entscheidung ist mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.Gem. Paragraph 8, AsylG 1997 hat die Behörde im

Falle einer Abweisung eines Asylantrages von Amts wegen bescheidmäßig festzustellen, ob die Zurückweisung,

Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat zulässig ist; diese Entscheidung ist mit der Abweisung des

Asylantrages zu verbinden.

§ 8 AsylG 1997 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Gemäß § 1 Z 4 leg cit ist
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Herkunftsstaat der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt, oder - im Falle der Staatenlosigkeit - der Staat

seines gewöhnlichen Aufenthaltes. Dies ist dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist,

hinsichtlich dessen auch die Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prüfen ist (VwGH

22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300).Paragraph 8, AsylG 1997 beschränkt den Prüfungsrahmen auf den

"Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Gemäß Paragraph eins, ZiDer 4, leg cit ist Herkunftsstaat der Staat, dessen

Staatsangehörigkeit der Fremde besitzt, oder - im Falle der Staatenlosigkeit - der Staat seines gewöhnlichen

Aufenthaltes. Dies ist dahin gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen

auch die Flüchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prüfen ist (VwGH 22.4.1999, 98/20/0561;

20.5.1999, 98/20/0300).

Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft

getreten. Am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der Folge: FPG)

das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des

FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach ist die Verweisung des § 8

AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu beziehen und das ist nun § 50 FPG. Die

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar oder mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, lässt sich

insoweit auch auf § 50 FPG übertragen.Gemäß Artikel 5, Paragraph eins, des Fremdenrechtspakets Bundesgesetzblatt

Teil eins, 100 aus 2005, ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft getreten. Am 1.1.2006 ist gemäß Paragraph

126, Absatz eins, Fremdenpolizeigesetz 2005 (Artikel 3, BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005,; in der Folge:

FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß Paragraph 124, Absatz 2, FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf

Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach ist die

Verweisung des Paragraph 8, AsylG auf Paragraph 57, FrG nunmehr auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu

beziehen und das ist nun Paragraph 50, FPG. Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar

oder mittelbar - auf Paragraph 57, FrG bezieht, lässt sich insoweit auch auf Paragraph 50, FPG übertragen.

Die Zurückweisung, die Hinderung an der Einreise, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist

demnach unzulässig, wenn dadurch Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter oder

unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum

Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die AbschaDung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als

Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen

eines internationalen oder innerstaatlichen KonMiktes verbunden wäre (§ 8 AsylG 1997 iVm § 50 Abs. 1 FPG) bzw. dort

ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten

sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der GFK iVm § 50 Abs. 2 FPG und § 8

AsylG 1997), es sei denn, es bestehe eine inländische Fluchtalternative.Die Zurückweisung, die Hinderung an der

Einreise, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist demnach unzulässig, wenn dadurch Artikel 2,

EMRK (Recht auf Leben), Artikel 3, EMRK (Verbot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder

Behandlung) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und

Grundfreiheiten über die AbschaDung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder

innerstaatlichen KonMiktes verbunden wäre (Paragraph 8, AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 50, Absatz eins,

FPG) bzw. dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer

bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Artikel 33, ZiDer eins, der GFK in

Verbindung mit Paragraph 50, Absatz 2, FPG und Paragraph 8, AsylG 1997), es sei denn, es bestehe eine inländische

Fluchtalternative.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch

staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht eDektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsgüter

glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden

betreDender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 26.6.1997, Zl.

95/18/1293, 17.7.1997, Zl. 97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anführt, dass es trotz allfälliger

Schwierigkeiten für den Antragsteller "Beweise" zu beschaDen, es dennoch ihm obliegt - so weit als möglich -

Informationen vorzulegen, die der Behörde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer

Abschiebung ermöglicht ( zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)
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Im gegenständlichen Fall ist es dem Beschwerdeführer nicht gelungen seine vorgebrachte Bedrohung bzw.

Verfolgungsgefahr im Sinne des § 50 Abs. 2 FPG iVm § 8 Abs 1 AsylG 1997 im dargestellten Ausmaß glaubhaft zu

machen, weshalb sich daraus auch kein zu berücksichtigender Sachverhalt ergibt, der gemäß § 50 Abs 1 iVm § 8 AsylG

1997 zur Unzulässigkeit der Abschiebung, Zurückschiebung oder Zurückweisung in den Herkunftsstaat führen

könnte.Im gegenständlichen Fall ist es dem Beschwerdeführer nicht gelungen seine vorgebrachte Bedrohung bzw.

Verfolgungsgefahr im Sinne des Paragraph 50, Absatz 2, FPG in Verbindung mit Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997

im dargestellten Ausmaß glaubhaft zu machen, weshalb sich daraus auch kein zu berücksichtigender Sachverhalt

ergibt, der gemäß Paragraph 50, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 8, AsylG 1997 zur Unzulässigkeit der

Abschiebung, Zurückschiebung oder Zurückweisung in den Herkunftsstaat führen könnte.

Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu prüfen, ob der Abschiebung des Asylwerbers ein über

eine bloße Möglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne

des Art. 3 EMRK entgegen steht.Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu prüfen, ob der

Abschiebung des Asylwerbers ein über eine bloße Möglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder

erniedrigenden Behandlung im Sinne des Artikel 3, EMRK entgegen steht.

Zur Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK ist va. auf das Erkenntnis

des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. März 2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des

EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr. 30.240/96, ausführlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen

wird, nach der im Falle der Abschiebung einer kranken Person nur besondere Umstände ("exceptional circumstances")

eine Verletzung von Art. 3 ERMK begründen können. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen

zusammen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß

um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet

oder selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder

kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem

bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer

Verletzung von Art 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung

einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter qualvollen Umständen zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).Zur

Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen in einen anderen Staat mit Artikel 3, EMRK ist va. auf das Erkenntnis

des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. März 2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des

EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr. 30.240/96, ausführlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen

wird, nach der im Falle der Abschiebung einer kranken Person nur besondere Umstände ("exceptional circumstances")

eine Verletzung von Artikel 3, ERMK begründen können. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen

zusammen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß

um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet

oder selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder

kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem

bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer

Verletzung von Artikel 3, EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung

einem realen Risiko ausgesetzt würde, unter qualvollen Umständen zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Im jüngeren Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05, hat der

Europäische Gerichtshof für Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und Art 3 EMRK

zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v. France, Nr.

30.930/96, KararaIm jüngeren Urteil des EGMR (Große Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr.

26.565/05, hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und

Artikel 3, EMRK zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v.

France, Nr. 30.930/96, Karara
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United Kingdom).

Im konkreten Fall N. v. The United Kingdom lag die Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Abschiebung einer an Aids

Erkrankten nach Uganda zugrunde. Nach Informationen der WHO ist antiretrovirale Medikamentation in Uganda

erhältlich, auch wenn wegen mangelnder Ressourcen nur die Hälfte jener Personen, die sie benötigen, in den Genuss

dieser Behandlung kommt. Die Bf. behauptete, sie könne sich die Behandlung nicht leisten und diese wäre in der

ländlichen Gegend, aus der sie stamme, gar nicht erhältlich. Der Gerichtshof führte aus, dass es scheint, dass sie

Familienmitglieder in Uganda hat, auch wenn sie behauptet, dass diese nicht gewillt oder nicht in der Lage wären, sich

um sie zu kümmern.

Das Vereinigte Königreich hat der BF während des Asylverfahrens und der folgenden Verfahren über die Zulässigkeit

ihrer Ausweisung neun Jahre lang auf öDentliche Kosten medizinische und soziale Unterstützung gewährt. Dies

begründet jedoch keine Verpflichtung seitens des belangten Staates, weiterhin für sie zu sorgen.

Der GH anerkennt, dass die Lebensqualität der BF und ihre Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda

beeinträchtigt würde. Sie ist im Moment jedoch nicht todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern würde und in

welchem Ausmaß sie in der Lage wäre, Zugang zu medizinischer Behandlung, Unterstützung und PMege, einschließlich

der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich

stetig fortentwickelnden Situation was die Behandlung von AIDS und HIV weltweit betriDt. Der EGMR erkannte in

diesem Fall, dass keine Verletzung des Art 3 EMRK vorlag.Der GH anerkennt, dass die Lebensqualität der BF und ihre

Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda beeinträchtigt würde. Sie ist im Moment jedoch nicht

todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern würde und in welchem Ausmaß sie in der Lage wäre, Zugang zu

medizinischer Behandlung, Unterstützung und PMege, einschließlich der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu

einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich stetig fortentwickelnden Situation was die

Behandlung von AIDS und HIV weltweit betriDt. Der EGMR erkannte in diesem Fall, dass keine Verletzung des Artikel 3,

EMRK vorlag.

Der EGMR stellte in diesem Verfahren die aus seiner bisherigen Rechtsprechung abzuleitenden Grundsätze

zusammenfassend wie folgt dar (Randnrn. 42 ff des Urteils N. v. The United Kingdom):

Fremde, gegen die eine Ausweisung verhängt wird, können grundsätzlich keinen Anspruch geltend machen, im

Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in den Genuss von medizinischer, sozialer oder

sonstiger Unterstützung und Leistungen zu kommen, die vom ausweisenden Staat gewährt werden. Die Tatsache, dass

die Lebenserwartung eines Beschwerdeführers im Falle seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt würde, reicht für sich

genommen nicht aus, um eine Verletzung von Art. 3 EMRK zu begründen. Die Entscheidung, einen an einer schweren

mentalen oder körperlichen Krankheit leidenden Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur

Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat verfügbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Art. 3

EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr außergewöhnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die

Abschiebung sprechenden humanitären Gründe zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr

außergewöhnlichen Umstände ("very exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdeführer todkrank war, ihm

in seinem Heimatland keine PMege oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die

ihn hätte pMegen oder ihn mit den nötigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstützung versorgen hätte

können (Randnr. 42 des Urteils N. v. The United Kingdom).Fremde, gegen die eine Ausweisung verhängt wird, können

grundsätzlich keinen Anspruch geltend machen, im Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in

den Genuss von medizinischer, sozialer oder sonstiger Unterstützung und Leistungen zu kommen, die vom

ausweisenden Staat gewährt werden. Die Tatsache, dass die Lebenserwartung eines Beschwerdeführers im Falle

seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt würde, reicht für sich genommen nicht aus, um eine Verletzung von Artikel 3,

EMRK zu begründen. Die Entscheidung, einen an einer schweren mentalen oder körperlichen Krankheit leidenden

Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat

verfügbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Artikel 3, EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr

außergewöhnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die Abschiebung sprechenden humanitären

Gründe zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr außergewöhnlichen Umstände ("very

exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdeführer todkrank war, ihm in seinem Heimatland keine PMege

oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die ihn hätte pMegen oder ihn mit den

nötigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstützung versorgen hätte können (Randnr. 42 des Urteils N.



v. The United Kingdom).

Der EGMR schließt nicht aus, dass es andere sehr außergewöhnliche Fälle geben kann, wo die humanitären

Erwägungen ähnlich zwingend sind. Er hält es jedoch für geboten, die im Fall D. v. The United Kingdom festgelegte und

in der späteren Rechtsprechung angewendete hohe Schwelle ("high threshold") beizubehalten. Der EGMR erachtet

diese Schwelle für richtig, da der behauptete drohende Schaden nicht aus den absichtlichen Handlungen oder

Unterlassungen staatlicher Behörden oder nichtstaatlicher Akteure resultiert, sondern stattdessen aus einer natürlich

auftretenden Krankheit und dem Fehlen ausreichender Ressourcen für ihre Behandlung im Empfangsstaat (Randnr. 43

des Urteils N. v. The United Kingdom).

Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt

die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der bürgerlichen und politischen Rechte ab. Überdies wohnt der EMRK als

Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der

Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der

medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen

Ländern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im Konventionsstaat verfügbaren Behandlung deutlich von jener

im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Während es angesichts der grundlegenden Bedeutung von Art. 3 EMRK im

System der Konvention notwendig ist, dass sich der EGMR ein gewisses Maß an Flexibilität bewahrt, um Ausweisungen

in Ausnahmefällen zu verhindern, verpMichtet Art. 3 EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch

die Gewährung von kostenloser und unbeschränkter Gesundheitsversorgung für alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht

in seinem Gebiet zu mildern. Das Gegenteil festzustellen, würde den Konventionsstaaten eine zu große Bürde

auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v. The United Kingdom).Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und

wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der

bürgerlichen und politischen Rechte ab. Überdies wohnt der EMRK als Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich

zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der

Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und

wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen Ländern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im

Konventionsstaat verfügbaren Behandlung deutlich von jener im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Während es

angesichts der grundlegenden Bedeutung von Artikel 3, EMRK im System der Konvention notwendig ist, dass sich der

EGMR ein gewisses Maß an Flexibilität bewahrt, um Ausweisungen in Ausnahmefällen zu verhindern, verpMichtet

Artikel 3, EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch die Gewährung von kostenloser und

unbeschränkter Gesundheitsversorgung für alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht in seinem Gebiet zu mildern. Das

Gegenteil festzustellen, würde den Konventionsstaaten eine zu große Bürde auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v.

The United Kingdom).

Schließlich stellt der EGMR fest, dass dieselben Grundsätze in Hinblick auf die Ausweisung jeder Person gelten müssen,

die an irgendeiner schweren, natürlich aufgetretenen mentalen oder körperlichen Krankheit leidet, die Leid, Schmerz

und eine verringerte Lebenserwartung verursacht und eine spezielle Behandlung erfordert, die im Herkunftsland der

Person nicht ohne weiteres oder nur zu beträchtlichen Kosten erhältlich ist (Randnr. 45 des Urteils N. v. The United

Kingdom).

Im Fall Bensaid (EGMR 6.2.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001, 26), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah

der EGMR in der Abschiebung nach Algerien keine Verletzung in Art. 3 EMRK. Er bestätigte zwar die Ernsthaftigkeit des

Krankheitszustandes, erklärte jedoch, dass die Möglichkeit einer Behandlung in Algerien grundsätzlich gegeben sei. Die

Tatsache, dass die Umstände der Behandlung in Algerien weniger günstig seien, als im Vereinigten Königreich, sei im

Hinblick auf Art. 3 EMRK nicht entscheidend. Weiters sah der EGMR diesen Fall nicht mit dem unter Pkt. 2.1

dargestellten Fall D. v. the United Kingdom vergleichbar. Der EGMR stellte auf die "hohe Schwelle" des Art. 3 EMRK ab,

wenn die Zufügung von Leid nicht in die direkte Verantwortung eines Vertragsstaates falle:Im Fall Bensaid (EGMR

6.2.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001, 26), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah der EGMR in der

Abschiebung nach Algerien keine Verletzung in Artikel 3, EMRK. Er bestätigte zwar die Ernsthaftigkeit des

Krankheitszustandes, erklärte jedoch, dass die Möglichkeit einer Behandlung in Algerien grundsätzlich gegeben sei. Die

Tatsache, dass die Umstände der Behandlung in Algerien weniger günstig seien, als im Vereinigten Königreich, sei im



Hinblick auf Artikel 3, EMRK nicht entscheidend. Weiters sah der EGMR diesen Fall nicht mit dem unter Pkt. 2.1

dargestellten Fall D. v. the United Kingdom vergleichbar. Der EGMR stellte auf die "hohe Schwelle" des Artikel 3, EMRK

ab, wenn die Zufügung von Leid nicht in die direkte Verantwortung eines Vertragsstaates falle:

'...the applicant faces the risk of relapse even if he stays in the

United Kingdom as his illness is long term and requires constant

management. Removal will arguably increase the risk, as will the

differences in available personal support and accessibility of

treatment... Nonetheless, medical treatment is available to the

applicant in Algeria. The fact that the applicant's circumstances in

Algeria would be less favourable than those enjoyed by him in the

United Kingdom is not decisive from the point of view of Article 3

of the Convention... The Court accepts the seriousness of the

applicant's medical condition. Having regard, however, to the high threshold set by Article 3, particularly where the

case does not concern the direct responsibility of the Contracting State for the inMiction of harm, the Court does not

Rnd that there is a suLciently real risk that the applicant's removal in these circumstances would be contrary to the

standards of Article 3. The case does not disclose the exceptional circumstances of D. v. the United Kingdom (cited

above), where the applicant was in the Rnal stages of a terminal illness, Aids, and had no prospect of medical care or

family support on expulsion to St Kitts.'

Der Verwaltungsgerichtshof folgte in seinem Erkenntnis vom 23.9.2009, Zl 2007/01/0515-10, dieser Ansicht.

In Bezug auf psychische Erkrankungen haben auch nachfolgende, sich ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR

ergebende, Überlegungen (vgl. auch VfGH v. 6. März 2008, B 2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2/2008, 54D, Schutz vor

Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren" mwN auf die Judikatur des EGMR) für eine Art 3-EMRK-

konforme Entscheidung mit einzuMießen:In Bezug auf psychische Erkrankungen haben auch nachfolgende, sich

ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR ergebende, Überlegungen vergleiche auch VfGH v. 6. März 2008, B

2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2 aus 2008,, 54D, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"

mwN auf die Judikatur des EGMR) für eine Artikel 3 -, E, M, R, K, -, k, o, n, f, o, r, m, e, Entscheidung mit einzufließen:

Schwere psychische Erkrankungen erreichen solange nicht die erforderliche Gravität, als es nicht zumindest einmal zu

einer Zwangseinweisung in eine geschlossene Psychiatrie gekommen ist. Sollte diese allerdings schon länger als ein

Jahr zurückliegen und in der Zwischenzeit nichts Nennenswertes passiert sein, dürfte von keiner akuten Gefährdung

mehr auszugehen sein. Die lediglich fallweise oder auch regelmäßige Inanspruchnahme von psychiatrischen oder

psychotherapeutischen Leistungen einschließlich freiwilliger Aufenthalte in oDenen Bereichen psychiatrischer Kliniken

indizieren eine fehlende Gravität der Erkrankung.

Auch wenn eine akute Suizidalität besteht, ist ein Vertragsstaat nicht dazu verpMichtet, von der Durchführung der

Abschiebung Abstand zu nehmen, wenn konkrete risikominimierende Maßnahmen getroDen werden, um einen

Selbstmord zu verhindern. Die Zusicherung von Garantien, welche von der die Abschiebung durchführenden Polizei zu

beachten sind (z.B. die Charterung eines eigenen, mit einem ärztlichen Team ausgestatteten Flugzeuges), reichen hiezu

aus. Dies gilt auch für den Fall bereits mehrerer vorangegangener Suizidversuche.

Auch der Umstand, dass die medizinischen Behandlungsmöglichkeiten im Zielland allfälligerweise "erhebliche Kosten"

verursachen, ist nicht ausschlaggebend. In der bereits zitierten Entscheidung HUKIC gg. Schweden, 27.09.2005, Rs

17416/05 wurde ausgeführt, dass der Umstand der Kostenintensivität der Behandlung im Herkunftsstaat nicht relevant

ist. Anders wäre ggf. anzunehmen, wenn sich die Behandlungskosten dermaßen hoch darstellen würden, dass diese im

Einzelfall für die erkrankte Person eine unüberwindbare Hürde zum Zugang des Gesundheitswesens des

Herkunftsstaates darstellen würden und sie deshalb unbehandelt bliebe, was hier einzelfallbezogen jedoch nicht

angenommen werden kann.

Fallbezogen bedeutet dies für den Erstbeschwerdeführer nun Folgendes:

In Bezug auf den bescheinigten psychischen Gesundheitszustand vom BF (paranoide Schizophrenie ICD-10 F 20.0)
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ergibt sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung des EGMR jedenfalls nicht, dass hier sehr

außergewöhnliche Umstände ("very exceptional circumstances") gegeben wären, die eine Rückkehr in den Heimatstaat

- unbeschadet des möglichen Umstandes, dass dort eine mit österreichischen Verhältnissen vergleichbare qualitativ

hochwertige medizinische Behandlung nicht zu erwarten ist - ausschließen würden. Wie sich aus der dargestellten

Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist nämlich der Umstand allein, dass ein vergleichbarer Standard in der

medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen Verstoß gegen Art. 3 EMRK zu begründen. Den

getroDenen Feststellungen (Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 07.08.2009, wonach in Armenien

alle Arten von psychischen Störungen, einschließlich neuroleptische/psychiatrische und paranoide Schizophrenie

behandelbar sind) ist zu entnehmen, dass im Herkunftsstaat eine Behandlungsmöglichkeit besteht und der

Beschwerdeführer zudem dort auch noch über Familienangehörige in Form seiner Eltern und zweier Geschwister

verfügt. Fallbezogen erreicht die- in Form einer paranoiden Schizophrenie - festgestellte Gesundheitsbeeinträchtigung

des BF auch nicht jenes sehr außergewöhnliche Ausmaß an Leidenszuständen, wie es in der Rechtsprechung des

EGMR für das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Art. 3 EMRK gefordert wird. Auch wurde nicht hinreichend

belegt und kann auch auf Grund der getroDenen Feststellungen nicht davon ausgegangen werden, dass die reale

Gefahr (vlg. zum "real risk" betreDend Zugang insbesondere EGMR, Fall N. v. the United Kingdom) bestünde, dass der

BF, vor allem auch im Hinblick auf die persönlichen Umstände (grds. Erwerbsfähigkeit und familiäres Netz im

Herkunftsstaat etc.) keine Aussicht auf Zugang zur Gesundheitsversorgung oder PMege in Armenien hätte. Zur

Irrelevanz der Entstehung von erheblichen Behandlungskosten siehe auch Urteil des EGMR vom 6.2.2001, Beschwerde

Nr. 44599, Case of Bensaid v. The United Kingdom oder auch VwGH v. 7.10.2003, 2002/01/0379). Wie aus den

Länderfeststellungen und der Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom 07.08.2009 hervorgeht, gibt es in

der Republik Armenien psychiatrische Abteilungen in den Krankenhäusern. Fachpersonal steht zur Verfügung.

Abhängig von der Verfassung des Patienten kann die Behandlung entweder in den neurologischen Abteilungen oder in

den psychiatrischen Krankenhäusern erfolgen. Die Behandlung und die Medikamente für alle psychischen Störungen

und Epilepsie werden durch ein staatliches Programm gedeckt, sodass der BF für keinerlei Kosten seiner Behandlung

aufkommen muss. Patienten, die an schweren Formen von psychischen Störungen leiden, werden im Krankenhaus

registriert und erhalten die verschriebenen Medikamente nach der Entlassung kostenlos (vgl. auch ho. Erkenntnisse

vom 9.3.2010, Zlen. E13 312.539-3/2009 ua).In Bezug auf den bescheinigten psychischen Gesundheitszustand vom BF

(paranoide Schizophrenie ICD-10 F 20.0) ergibt sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung des EGMR

jedenfalls nicht, dass hier sehr außergewöhnliche Umstände ("very exceptional circumstances") gegeben wären, die

eine Rückkehr in den Heimatstaat - unbeschadet des möglichen Umstandes, dass dort eine mit österreichischen

Verhältnissen vergleichbare qualitativ hochwertige medizinische Behandlung nicht zu erwarten ist - ausschließen

würden. Wie sich aus der dargestellten Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist nämlich der Umstand allein, dass ein

vergleichbarer Standard in der medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen Verstoß gegen Artikel 3,

EMRK zu begründen. Den getroDenen Feststellungen (Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom

07.08.2009, wonach in Armenien alle Arten von psychischen Störungen, einschließlich neuroleptische/psychiatrische

und paranoide Schizophrenie behandelbar sind) ist zu entnehmen, dass im Herkunftsstaat eine

Behandlungsmöglichkeit besteht und der Beschwerdeführer zudem dort auch noch über Familienangehörige in Form

seiner Eltern und zweier Geschwister verfügt. Fallbezogen erreicht die- in Form einer paranoiden Schizophrenie -

festgestellte Gesundheitsbeeinträchtigung des BF auch nicht jenes sehr außergewöhnliche Ausmaß an

Leidenszuständen, wie es in der Rechtsprechung des EGMR für das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Artikel

3, EMRK gefordert wird. Auch wurde nicht hinreichend belegt und kann auch auf Grund der getroDenen Feststellungen

nicht davon ausgegangen werden, dass die reale Gefahr (vlg. zum "real risk" betreDend Zugang insbesondere EGMR,

Fall N. v. the United Kingdom) bestünde, dass der BF, vor allem auch im Hinblick auf die persönlichen Umstände (grds.

Erwerbsfähigkeit und familiäres Netz im Herkunftsstaat etc.) keine Aussicht auf Zugang zur Gesundheitsversorgung

oder PMege in Armenien hätte. Zur Irrelevanz der Entstehung von erheblichen Behandlungskosten siehe auch Urteil

des EGMR vom 6.2.2001, Beschwerde Nr. 44599, Case of Bensaid v. The United Kingdom oder auch VwGH v. 7.10.2003,

2002/01/0379). Wie aus den Länderfeststellungen und der Anfragebeantwortung der Staatendokumentation vom

07.08.2009 hervorgeht, gibt es in der Republik Armenien psychiatrische Abteilungen in den Krankenhäusern.

Fachpersonal steht zur Verfügung. Abhängig von der Verfassung des Patienten kann die Behandlung entweder in den

neurologischen Abteilungen oder in den psychiatrischen Krankenhäusern erfolgen. Die Behandlung und die

Medikamente für alle psychischen Störungen und Epilepsie werden durch ein staatliches Programm gedeckt, sodass

https://www.jusline.at/entscheidung/41875
https://www.jusline.at/entscheidung/41875


der BF für keinerlei Kosten seiner Behandlung aufkommen muss. Patienten, die an schweren Formen von psychischen

Störungen leiden, werden im Krankenhaus registriert und erhalten die verschriebenen Medikamente nach der

Entlassung kostenlos vergleiche auch ho. Erkenntnisse vom 9.3.2010, Zlen. E13 312.539-3/2009 ua).

In Armenien ist es möglich einen Sachwalter zu bestellen. In diesem konkreten Fall braucht der Patient zuerst eine

Epikrise, die seine Krankheit und die Diagnose eines armenischen Krankenhauses zeigt. Dann muss der Patient durch

ein Gerichtsurteil ganz oder teilweise für handlungsunfähig erklärt werden. Aufgrund der Gerichtsentscheidung wird

der Gemeinderat für Vormundschaft und Sachwalterschaft die Eltern oder Geschwister des Patienten als oLziellen

Sachwalter anerkennen (Anfragebeantwortung durch IOM Yerevan vom 11.09.2009).

Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt grds. eine Flugtauglichkeitsuntersuchung durch

einen Amtsarzt .

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn an bis zur Übergabe

bzw. Ankunft im Zielstaat durch Österreich eine medizinische Versorgung gewährleistet wird (Auskunft des BMI,

Abteilung II/3/C, Fremdenpolizeiliche Zwangsmaßnahmen, vom 22.9.2009; vgl. insbesondere AsylGH vom 12.03.2010,

B7 232.141-3/2009/3E).Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von

Beginn an bis zur Übergabe bzw. Ankunft im Zielstaat durch Österreich eine medizinische Versorgung gewährleistet

wird (Auskunft des BMI, Abteilung II/3/C, Fremdenpolizeiliche Zwangsmaßnahmen, vom 22.9.2009; vergleiche

insbesondere AsylGH vom 12.03.2010, B7 232.141-3/2009/3E).

Von der Einholung eines Gutachtens hinsichtlich der subsidiären Schutzbedürftigkeit des BF konnte Abstand

genommen werden, da die Behandlung der Schizophrenie durch die Anfragebeantwortung der Staatendokumentation

festgestellt wurde. Bezüglich der Therapie, welche der Beschwerdeführer durchführt, ist nicht begründet vorgebracht

worden, dass deren Abbruch selbst einer Überstellung entgegenstünde bzw. lebensbedrohlich für den BF wäre, zumal

es sich dabei um eine medizinische psychiatrische Behandlung handelt, welche wie bereits dargelegt in Armenien

behandelbar ist.

Abgesehen von der in Armenien damit gegebenen Behandlungsmöglichkeit für den BF kann auch nicht festgestellt

werden, dass diese Fälle jene exzeptionellen Umstände aufweisen würden, wie im Fall D. v. The United Kingdom. Dort

bestanden die sehr außergewöhnlichen Umstände ("very exceptional circumstances") darin, dass der

Beschwerdeführer todkrank war, ihm in seinem Heimatland keine PMege oder medizinische Versorgung garantiert war

und er dort keine Familie hatte, die ihn hätte pMegen oder ihn mit den nötigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und

sozialer Unterstützung versorgen hätte können (Randnr. 42 des Urteils N. v. The United Kingdom).

Aus der Krankheit des BF lässt sich sohin kein Status des subsidiär Schutzberechtigen ableiten.

Im gegenständlichen Fall sei auch auf das ho. Erk. GZ E10 258.448-3/2009-9E (die Behandlung der dagegen

eingebrachten Beschwerde an den VfGH wurde mit Beschluss vom 3.9.2009, U1302/09-10 mit Verweisen auf seine

bisherige Judikatur abgelehnt) und die dort getroDenen Aussagen zur grundsätzlichen Unbeachtlichkeit von

psychischen Erkrankungen vor dem Hintergrund der in Armenien bestehenden Behandlungsmöglichkeiten verwiesen.

Darüber hinaus ergibt sich aus der öDentlich zugänglichen und als notorisch bekannt vorausgesetzten Quelle:

www.pharm.am, dass für die ins TreDen geführte Erkrankung in Armenien eine entsprechende Medikation erhältlich

ist.

Unter Berücksichtigung der individuellen Situation des Beschwerdeführers ist weiters festzuhalten, dass auch

hinsichtlich der Lebensbedingungen von einer lebensbedrohenden Notlage in seinem Herkunftsstaat, welche bei einer

Rückkehr die reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd Art 3 EMRK indizieren würde, aus Sicht des

Asylgerichtshofes nicht gesprochen werden kann.Unter Berücksichtigung der individuellen Situation des

Beschwerdeführers ist weiters festzuhalten, dass auch hinsichtlich der Lebensbedingungen von einer

lebensbedrohenden Notlage in seinem Herkunftsstaat, welche bei einer Rückkehr die reale Gefahr einer

unmenschlichen Behandlung iSd Artikel 3, EMRK indizieren würde, aus Sicht des Asylgerichtshofes nicht gesprochen

werden kann.

Zur individuellen Situation des Beschwerdeführers wird weiters festgestellt, dass dieser im Herkunftsstaat über eine

hinreichende Existenzgrundlage verfügt. Beim BF handelt es sich um einen mobilen und physisch gesunden Mann. Der

Beschwerdeführer stammt aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der Bevölkerung



gewährleistet ist und andererseits gehört er keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in

Bezug auf seine individuelle Versorgungslage schutzbedürftiger darstellt als die übrige Bevölkerung, welche ebenfalls

für ihre Existenzsicherung aufkommen kann.

Im Falle einer Rückkehr nach Armenien kann der Beschwerdeführer nicht als selbsterhaltungsunfähiger Mann

angesehen werden, dem dort jegliche Existenzgrundlage fehlen würde. Der Beschwerdeführer verfügt in Armenien

über ein familiäres Netz in Form seiner Eltern und seiner Geschwister, bei denen er zumindest am Anfang wohnen

kann und welche für seine Versorgung aufkommen können. Weiters kann der Beschwerdeführer von seinem in

Österreich lebenden Halbbruder und dessen Familie auch in Armenien unterstützt werden, wodurch die wesentlichen

Grundbedürfnisse im Zusammenhang mit der in Armenien gegebenen Grundversorgung mit Lebensmittel und

Unterkunft abgedeckt sind.

Wie der Bericht zur allgemeinen asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Armenien vom 16.08.2010 (dem BF auch

zur Kenntnis gebracht wurde) ausführt, "besteht für Rückkehrer Unterstützung durch einige Organisationen. Gringo ist

ein Netzwerk aller Organisationen die Rückkehrer in Armenien unterstützen, welches vom "Danish Refugee Council"

betreut wird. Es gibt mit einigen EU Mitgliedstaaten eigene Rückkehrprogramme im Rahmen derer Rückkehrer

besonders unterstützt werden, was zu einer Senkung der "Rückfallsquote" geführt hat. Ebenso betreibt IOM für

rückgekehrte Armenier ein umfassendes Beratungs- und Unterstützungsprogramm. Armenien betreibt seit 1.2.2007

ein von der europäischen Union unterstütztes bzw. Rnanziertes Rückkehrförderungsprogramm (siehe

www.backtoarmenia.com) ua. zur Unterstützung bei der Wiedereingliederung in Armenien. Aus den oa Tatsachen ist

kein Grund ersichtlich, warum der BF nicht mit den sozialen Härten fertig werden könnte.

Es wäre dem BF letztlich auch zumutbar, durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und seiner Vorbildung

nicht entsprechende Arbeit, oder durch Zuwendungen von dritter Seite, zB. Verwandte, Hilfsorganisationen, religiös-

karitativ tätige Organisationen, etc.

-Strichaufzählung

erforderlichenfalls unter Anbietung seiner Arbeitskraft als Gegenleistung - jedenfalls auch nach Überwindung von

Anfangsschwierigkeiten, beizutragen, um das zum Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen zu können.

Zu den regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei auch Tätigkeiten, für die es keine oder wenig Nachfrage

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie

keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs

ausgeübt werden können, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft'

stattfinden. Auf kriminelle Aktivitäten wird hiermit nicht verwiesen.

Der Asylgerichtshof verkennt dabei nicht, dass sich die wirtschaftliche Situation in Armenien schlechter darstellt als in

den Mitgliedstaaten der Europäischen Union bzw. in Österreich, aus den Berichten geht aber keinesfalls hervor, dass

sie dergestalt wäre, dass das existentielle Überleben gefährdet wäre.

Unter Berücksichtigung der individuellen Situation ist festzuhalten, dass hinsichtlich der Lebensbedingungen von einer

lebensbedrohenden Notlage in seinem Herkunftsstaat, welche bei einer Rückkehr die reale Gefahr einer

unmenschlichen Behandlung iSd Art 3 EMRK indizieren würde, aus Sicht des Asylgerichtshofes nicht gesprochen

werden kann.Unter Berücksichtigung der individuellen Situation ist festzuhalten, dass hinsichtlich der

Lebensbedingungen von einer lebensbedrohenden Notlage in seinem Herkunftsstaat, welche bei einer Rückkehr die

reale Gefahr einer unmenschlichen Behandlung iSd Artikel 3, EMRK indizieren würde, aus Sicht des Asylgerichtshofes

nicht gesprochen werden kann.

Ergänzend ist anzuführen, dass gemäß § 40a AsylG 1997 zB. auch eine Rnanzielle Rückkehrhilfe (über diese wird im

erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als Startkapital für die Fortsetzung des bisherigen Lebens in Armenien

gewährt werden kann. Im Rahmen der Rückkehrhilfe wird dabei der Neubeginn zu Hause unterstützt, Kontakt zu

Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, Rnanzielle Unterstützung geleistet und beim Zugang zu Wohn-,

Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten geholfenErgänzend ist anzuführen, dass gemäß Paragraph 40 a, AsylG 1997 zB.

auch eine Rnanzielle Rückkehrhilfe (über diese wird im erstinstanzlichen Verfahren schon informiert) als Startkapital

für die Fortsetzung des bisherigen Lebens in Armenien gewährt werden kann. Im Rahmen der Rückkehrhilfe wird dabei

der Neubeginn zu Hause unterstützt, Kontakt zu Hilfsorganisationen im Heimatland vermittelt, Rnanzielle

Unterstützung geleistet und beim Zugang zu Wohn-, Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten geholfen



(http://www.caritas.at/hilfe-einrichtungen/fluechtlinge/beratung-und-vertretung/rueckkehrhilfe/).

Im Hinblick auf die Richtlinie 2004/83/EG über Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von

Drittstaatangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz

benötigen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (Status- bzw.- QualiRkationsrichtlinie) wird im

Zusammenhang mit dem Bestehen einer zumutbaren Existenzgrundlage aus der nachstehenden deutsche Judikatur

auszugsweise zitiert, welcher sich das erkennende Gericht vollinhaltlich anschließt:

"Nach den Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort

erwerbsfähigen Personen das wirtschaftliche Existenzminimum grundsätzlich dann, wenn sie dort - was grundsätzlich

zumutbar ist - durch eigene und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder

durch Zuwendungen von dritter Seite jedenfalls nach Überwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem

Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen können. Zu den regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei

auch Tätigkeiten, für die es keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen

Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur

Deckung eines kurzfristigen Bedarfs ausgeübt werden können, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten-

oder Nischenwirtschaft' stattRnden. Der Verweis auf eine entwürdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch

Beteiligung an Straftaten im Rahmen 'maRöser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom

17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Maßgeblich ist grundsätzlich auch nicht, ob der Staat den Flüchtlingen einen durchgehend

legalen Aufenthaltsstatus gewähren würde, vielmehr ist in tatsächlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche

Existenzminimum zur Verfügung steht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG

Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S., M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten

Aufwendungen für Leben und Gesundheit aufgebracht werden können.""Nach den Ausführungen des

Bundesverwaltungsgerichts, denen der Senat folgt, bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfähigen Personen das

wirtschaftliche Existenzminimum grundsätzlich dann, wenn sie dort - was grundsätzlich zumutbar ist - durch eigene

und notfalls auch weniger attraktive und ihrer Vorbildung nicht entsprechende Arbeit oder durch Zuwendungen von

dritter Seite jedenfalls nach Überwindung von Anfangsschwierigkeiten das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt

Notwendige erlangen können. Zu den regelmäßig zumutbaren Arbeiten gehören dabei auch Tätigkeiten, für die es

keine Nachfrage auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gibt, die nicht überkommenen Berufsbildern entsprechen, etwa

weil sie keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern, und die nur zeitweise, etwa zur Deckung eines kurzfristigen Bedarfs

ausgeübt werden können, auch soweit diese Arbeiten im Bereich einer 'Schatten- oder Nischenwirtschaft' stattRnden.

Der Verweis auf eine entwürdigende oder eine kriminelle Arbeit - etwa durch Beteiligung an Straftaten im Rahmen

'maRöser' Strukturen - ist dagegen nicht zumutbar (BVerwG, Beschluss vom 17.05.2005 - 1 B 100/05 - ). Maßgeblich ist

grundsätzlich auch nicht, ob der Staat den Flüchtlingen einen durchgehend legalen Aufenthaltsstatus gewähren würde,

vielmehr ist in tatsächlicher Hinsicht zu fragen, ob das wirtschaftliche Existenzminimum zur Verfügung steht vergleiche

BVerwG, Beschluss vom 31.08.2006 - 1 B 96/06 - a. a. O.; a. A. OVG Magdeburg, Urteil v. 31.03.2006 - 2 L 40/06 - [35 S.,

M8244]), d. h. ob mit den erlangten Mitteln auch die notwendigsten Aufwendungen für Leben und Gesundheit

aufgebracht werden können."

Quelle: VGH Ba-Wü: Zum internen Schutz nach der Qualifikationsrichtlinie, Urteil vom 25.10.2006 - A 3 S 46/06

Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die

Rückführung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat zu einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art 3 EMRK oder

der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die

AbschaDung der Todesstrafe kommen würde.Auf Grund der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ergibt sich somit

kein "reales Risiko", dass es derzeit durch die Rückführung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat zu einer

Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der

Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe kommen würde.

Es kam im Verfahren nicht hervor, dass konkret für den Beschwerdeführer im Falle einer Rückverbringung in seinen

Herkunftsstaat die reale Gefahr bestünde, als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen KonMikts ausgesetzt

zu sein.

Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher jeweils zu Recht kein Status eines subsidiär



Schutzberechtigten zu gewähren, die Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu bestätigen und die Beschwerde somit

hinsichtlich Spruchpunkt II. abzuweisen.Es war unter Berücksichtigung aller bekannten Umstände daher jeweils zu

Recht kein Status eines subsidiär Schutzberechtigten zu gewähren, die Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu

bestätigen und die Beschwerde somit hinsichtlich Spruchpunkt römisch zwei. abzuweisen.

Ausweisung der BF in ihrem Herkunftsstaat

Aus dem bereits zitierten § 75 Abs. 8 AsylG 2005 idgF ergibt sich, dass die Zulässigkeit der Ausweisung im Lichte des §

10 AsylG 2005 idgF zu prüfen ist.Aus dem bereits zitierten Paragraph 75, Absatz 8, AsylG 2005 idgF ergibt sich, dass die

Zulässigkeit der Ausweisung im Lichte des Paragraph 10, AsylG 2005 idgF zu prüfen ist.

§ 10 AsylG idF BGBl I 38/2011 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011,

lautet:

" (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz zurückgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch

der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des

subsidiär Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.und kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2,

vorliegt.

(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulässig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulässig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würden. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen:2. diese eine

Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen würden. Dabei sind insbesondere zu berücksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;

b) das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwürdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) Verstöße gegen die öDentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten

ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen

Verzögerungen begründet ist.

(3) Wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung

von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchführung für die notwendige Zeit

aufzuschieben.(3) Wenn die Durchführung der Ausweisung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen,

eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchführung für die

notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der

Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den betreDenden Staat. Besteht eine

https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/75
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
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durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzüglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung

gemäß Absatz eins, ZiDer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zulässigkeit der Zurückweisung,

Zurückschiebung oder Abschiebung in den betreDenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzüglich auszureisen.

(5) Über die Zulässigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß §

10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,

wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen

nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund

des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein

gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 D

NAG) verfügen, unzulässig wäre.(5) Über die Zulässigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begründet, insbesondere im

Hinblick darauf, ob diese gemäß Paragraph 10, Absatz 2, ZiDer 2, auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die

Unzulässigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und

Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere

dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf

österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein

unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfügen, unzulässig wäre.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.(6) Ausweisungen

nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Rückkehrentscheidung nach dem

Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig

auszureisen. Eine Frist für die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rückkehrverbot erlassen

wurde und für die Fälle einer zurückweisenden Entscheidung gemäß § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine

Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß § 38 durchführbar wird; in diesen Fällen hat der Fremde unverzüglich

auszureisen.(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Rückkehrentscheidung nach dem

Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt römisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von

14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist für die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein

Rückkehrverbot erlassen wurde und für die Fälle einer zurückweisenden Entscheidung gemäß Paragraph 5, AsylG 2005

oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß Paragraph 38,

durchführbar wird; in diesen Fällen hat der Fremde unverzüglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde über seine PMicht zur unverzüglichen oder fristgerechten Ausreise

und gegebenenfalls über die Möglichkeit eines Antrages auf Verlängerung der Frist für die freiwillige Ausreise bei der

örtlich zuständigen Fremdenpolizeibehörde (§ 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Rückkehrhilfe, sowie auf

mögliche fremdenpolizeiliche Maßnahmen zur Durchsetzung der AusreiseverpMichtung (§ 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit

Erlassung der Ausweisung ist der Fremde über seine PMicht zur unverzüglichen oder fristgerechten Ausreise und

gegebenenfalls über die Möglichkeit eines Antrages auf Verlängerung der Frist für die freiwillige Ausreise bei der

örtlich zuständigen Fremdenpolizeibehörde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rückkehrhilfe,

sowie auf mögliche fremdenpolizeiliche Maßnahmen zur Durchsetzung der AusreiseverpMichtung (Paragraph 46, FPG)

hinzuweisen."

Der gegenständliche Asylantrag war abzuweisen und es war weder internationaler, noch subsidiärer Schutz zu

gewähren. Es liegt daher bei Erlassung dieser Erkenntnisse kein rechtmäßiger Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor.

Im gegenständlichen Fall kommt dem BF kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zu.

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein EingriD in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Art.

8 Abs 1 EMRK).Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein EingriD in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben

vorliegen (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Zum Prüfungsumfang des BegriDes des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und

(minderjährigen) Kindern umfasst, sondern auch z.B. auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B

8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ

1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt. Es kann
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nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt

sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils

gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation abhängig. Der BegriD des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK

setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse

Intensität aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreDenden Personen zusammengelebt haben, ein

gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (Rnanziell) voneinander abhängig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B

9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118;

EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK-

Kommentar, 2. AuMage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die

Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso

VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Zl. 2003/01/0600-14, oder VwGH vom 26.1.2006,

Zl.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und

minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den

Eltern lebt).Zum Prüfungsumfang des BegriDes des 'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von

Eltern und (minderjährigen) Kindern umfasst, sondern auch z.B. auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR

14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B

9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensität

vorliegt. Es kann nämlich nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche

miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht,

vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation abhängig. Der BegriD des

'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die

Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreDenden Personen

zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob sie (Rnanziell) voneinander abhängig sind

vergleiche dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR

28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europäische

Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des

Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vergleiche auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft

und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vergleiche auch VwGH vom 8.6.2006, Zl.

2003/01/0600-14, oder VwGH vom 26.1.2006, Zl.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis

feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der

Volljährigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).

Der BegriD des Familienlebens ist darüber hinaus nicht auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen,

sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines

Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere

Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem BegriD "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es

sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen RechtsbegriD der Konvention.Der BegriD

des Familienlebens ist darüber hinaus nicht auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern schließt

auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der

Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx,

EGMR 23.04.1997, römisch zehn ua). Bei dem BegriD "Familienleben im Sinne des Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach

gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroDen, greift sie lediglich in das Privatleben

der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der

Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

In Österreich beRndet sich der Halbbruder des BF mit seiner Gattin und seinen Kindern, welche über einen

anerkannten Flüchtlingsstatus verfügen. Im Hinblick auf diese Personen Rnden sich aber keine Anhaltspunkte, die für

eine besondere Beziehungsintensität sprechen und die Annahme eines Familienlebens iSd Art. 8 EMRK im Verhältnis

zur beschwerdeführenden Partei rechtfertigen würde. Es fehlt an der bei erwachsenen Geschwistern von der Judikatur

geforderten "hinreichend stark ausgeprägten Nahebeziehung". Aus einem aktuellen Ausdruck des zentralen

Melderegisters ist ersichtlich, dass der BF seit seiner Ankunft in Österreich in mehreren Flüchtlingsheimen
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untergebracht war und zu keiner Zeit mit seinem Halbbruder und dessen Familie gemeinsam in einem Haushalt gelebt

hat. Zusätzliche Merkmale der Abhängigkeit, die über die üblichen Bindungen zwischen erwachsenen

Halbgeschwistern hinausgehen, konnten nicht festgestellt werden. Entsprechendes wurde dem Asylgerichtshof bis zur

Ausfertigung des gegenständlichen Erkenntnisses auch nicht mitgeteilt. Gerade wenn es sich aber um einen der

persönlichen Sphäre der Partei zugehörigen Umstand wie etwa die familiären Verhältnisse handelt, besteht eine

erhöhte MitwirkungspMicht des Asylwerbers (VwGH 14.02.2002, 99/18/0199; VwGH 18.12.2002, 2002/18/0279).In

Österreich beRndet sich der Halbbruder des BF mit seiner Gattin und seinen Kindern, welche über einen anerkannten

Flüchtlingsstatus verfügen. Im Hinblick auf diese Personen Rnden sich aber keine Anhaltspunkte, die für eine

besondere Beziehungsintensität sprechen und die Annahme eines Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK im Verhältnis zur

beschwerdeführenden Partei rechtfertigen würde. Es fehlt an der bei erwachsenen Geschwistern von der Judikatur

geforderten "hinreichend stark ausgeprägten Nahebeziehung". Aus einem aktuellen Ausdruck des zentralen

Melderegisters ist ersichtlich, dass der BF seit seiner Ankunft in Österreich in mehreren Flüchtlingsheimen

untergebracht war und zu keiner Zeit mit seinem Halbbruder und dessen Familie gemeinsam in einem Haushalt gelebt

hat. Zusätzliche Merkmale der Abhängigkeit, die über die üblichen Bindungen zwischen erwachsenen

Halbgeschwistern hinausgehen, konnten nicht festgestellt werden. Entsprechendes wurde dem Asylgerichtshof bis zur

Ausfertigung des gegenständlichen Erkenntnisses auch nicht mitgeteilt. Gerade wenn es sich aber um einen der

persönlichen Sphäre der Partei zugehörigen Umstand wie etwa die familiären Verhältnisse handelt, besteht eine

erhöhte Mitwirkungspflicht des Asylwerbers (VwGH 14.02.2002, 99/18/0199; VwGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Es liegt somit hinsichtlich des Beschwerdeführers kein Familienbezug zu einem im Bundesgebiet dauernd

aufenthaltsberechtigten Fremden vor, wohl stellen die beschriebenen Kontakte ein relevantes Privatleben in

Österreich dar.

Die beschwerdeführende Partei möchte oDensichtlich sein künftiges Leben in Österreich gestalten und hält sich seit

gut elf Jahren im Bundesgebiet auf. Er reiste rechtswidrig und mit Hilfe einer Schlepperorganisation in das

Bundesgebiet ein.

Die Ausweisung stellt somit keinen EingriD in das Recht auf Familienleben dar, jedoch einen solchen in das Recht auf

Privatleben, wenngleich dieser schon alleine durch den - bezogen auf das Lebensalter des Beschwerdeführers - erst

eher kürzeren Aufenthalt, welcher darüber hinaus nur durch die unbegründete Stellung eines Asylantrages erreicht

werden konnte, in Österreich relativiert wird.

Gem. Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der EingriD einer öDentlichen Behörde in die Ausübung des Rechts auf das Privat- und

Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser EingriD gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, welche

in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öDentliche Ruhe und Ordnung, das

wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,

zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gem.

Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der EingriD einer öDentlichen Behörde in die Ausübung des Rechts auf das Privat- und

Familienleben ist nur statthaft, insoweit dieser EingriD gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, welche

in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öDentliche Ruhe und Ordnung, das

wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,

zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim Bundesasylamt als auch beim AsylGH um öDentliche Behörden im Sinne des

Art. 8 Abs. 2 EMRK und ist der EingriD in § 8 Abs. 2 AsylG gesetzlich vorgesehen.Zweifellos handelt es sich sowohl beim

Bundesasylamt als auch beim AsylGH um öDentliche Behörden im Sinne des Artikel 8, Absatz 2, EMRK und ist der

Eingriff in Paragraph 8, Absatz 2, AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein EingriD in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens des

Beschwerdeführers im gegenständlichen Fall durch den EingriDsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in einer

demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)

EMRK, in verhältnismäßiger Wiese verfolgt.Es ist in weiterer Folge zu prüfen, ob ein EingriD in das Recht auf Achtung

des Privat- und/oder Familienlebens des Beschwerdeführers im gegenständlichen Fall durch den EingriDsvorbehalt des

Artikel 8, EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, nämlich die Aufrechterhaltung

der öffentlichen Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhältnismäßiger Wiese verfolgt.
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Bereits vor Inkrafttreten des BGBl 29/2009 [nunmehr 135/2009] entwickelten die Gerichtshöfe des öDentlichen Rechts

in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwGH vom 17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 bis 219-6

unter ausdrücklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den Medien der vielgenannte

"Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwägung gem. Art. 8 Abs. EMRK, welche zu berücksichtigen sind:Bereits

vor Inkrafttreten des Bundesgesetzblatt 29 aus 2009, [nunmehr 135/2009] entwickelten die Gerichtshöfe des

öDentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwGH vom 17.12.2007, Zahl

2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdrücklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende Richtlinien (in den

Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwägung gem. Artikel 8, Abs. EMRK, welche zu

berücksichtigen sind:

-Strichaufzählung

Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknüpft wird (EGMR 31.1.2006, Fall

Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban,

Appl. 11.103/03, NVwZ 2005, 1046),

-Strichaufzählung

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81,

9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344; 22.4.1997, Fall X, Y und Z,

Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 271)das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz

ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ 1985, 567; 20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, ÖJZ 2003, 344;

22.4.1997, Fall römisch zehn, Y und Z, Appl. 21.830/93, ÖJZ 1998, 271)

-Strichaufzählung

und dessen Intensität (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00),

-Strichaufzählung

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,

-Strichaufzählung

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der

Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der

Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ

2002, 582;den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden,

der Selbsterhaltungsfähigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der

Beschäftigung und ähnlichen Umständen manifestiert vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98,

EuGRZ 2002, 582;

9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560;

16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch VwGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005,

2002/21/0124),16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 5.7.2005,

2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),

-Strichaufzählung

die Bindungen zum Heimatstaat,

-Strichaufzählung

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch

-Strichaufzählung

Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und

-Strichaufzählung

Erfordernisse der öffentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall

Useinov, Appl. 61.292/00) für maßgeblich erachtet.Erfordernisse der öffentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR

24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) für maßgeblich erachtet.

Auch

-Strichaufzählung
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die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall

Mitchell, Appl. 40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und

Hoogkamer, Appl. 50.435/99, ÖJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562).

Bereits vor Inkrafttreten des durch BGBl I 38/2011 in § 10 Abs. 2 Z 2 AsylG eingefügten lit. i warf der VfGH in seinem Erk.

B 950-954/10-08, S. 19 die Frage auf, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstanden ist,

in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthalts bewusst waren. Der Verfassungsgerichtshof stellt dazu fest,

dass das Gewicht der Integration nicht allein deshalb als gemindert erachtet werden darf, weil ein stets unsicherer

Aufenthalt des BetroDenen zugrunde liege, so dass eine Verletzung des Art. 8 EMRK durch die Ausweisung

ausgeschlossen sei. Vielmehr müsse die handelnde Behörde sich dessen bewusst sein, dass es in der Verantwortung

des Staates liegt, Voraussetzungen zu schaDen, um Verfahren eLzient führen zu können und damit einhergehend

prüfen, ob keine schuldhafte Verzögerungen eingetreten sind, die in der Sphäre des BetroDenen liegen (ähnlich VfGH

10.03.2011, B1565/10).Bereits vor Inkrafttreten des durch Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, in Paragraph 10,

Absatz 2, ZiDer 2, AsylG eingefügten Litera i, warf der VfGH in seinem Erk. B 950-954/10-08, S. 19 die Frage auf, ob das

Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstanden ist, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren

Aufenthalts bewusst waren. Der Verfassungsgerichtshof stellt dazu fest, dass das Gewicht der Integration nicht allein

deshalb als gemindert erachtet werden darf, weil ein stets unsicherer Aufenthalt des BetroDenen zugrunde liege, so

dass eine Verletzung des Artikel 8, EMRK durch die Ausweisung ausgeschlossen sei. Vielmehr müsse die handelnde

Behörde sich dessen bewusst sein, dass es in der Verantwortung des Staates liegt, Voraussetzungen zu schaDen, um

Verfahren eLzient führen zu können und damit einhergehend prüfen, ob keine schuldhafte Verzögerungen

eingetreten sind, die in der Sphäre des Betroffenen liegen (ähnlich VfGH 10.03.2011, B1565/10).

Ein mögliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behörden soll daher als zusätzliche Tatsache bei der

Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK berücksichtig werden, andererseits stellte der

VfGH in seinem Erkenntnis v. 12.6.2010, Gz. U 613/10-10 unmissverständlich fest, dass die zeitliche Komponente dann

in den Hintergrund tritt, wenn sich die Verweil- bzw. Verfahrensdauer aus dem Verhalten der beschwerdeführenden

Partei ergibt (vgl. hierzu auch Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Königreich, Nr.

21878/06).Ein mögliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behörden soll daher als zusätzliche Tatsache

bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK berücksichtig werden, andererseits

stellte der VfGH in seinem Erkenntnis v. 12.6.2010, Gz. U 613/10-10 unmissverständlich fest, dass die zeitliche

Komponente dann in den Hintergrund tritt, wenn sich die Verweil- bzw. Verfahrensdauer aus dem Verhalten der

beschwerdeführenden Partei ergibt vergleiche hierzu auch Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen

das Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06).

Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in § 10 (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der

soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der in Paragraph

10, (2) 2 AsylG genannten Determinanten im Lichte der soeben zitierten Judikatur im Einzelnen Folgendes:

-Strichaufzählung

Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:

Die beschwerdeführende Partei ist seit gut acht Jahren in Österreich aufhältig. Er reiste rechtswidrig in das

Bundesgebiet ein und konnte seinen Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines unbegründeten Asylantrages

vorübergehend legalisieren. Hätte der BF diesen unbegründeten Asylantrag nicht gestellt, wäre er rechtswidrig im

Bundesgebiet aufhältig.

-Strichaufzählung

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens

Der Beschwerdeführer verfügt über keine familiären Anknüpfungspunkte iSd Art. 8 EMRK.Der Beschwerdeführer

verfügt über keine familiären Anknüpfungspunkte iSd Artikel 8, EMRK.

-Strichaufzählung

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens

Der BF begründete sein Privatleben zu einem Zeitpunkt, als der Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines
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unbegründeten Asylantrages legitimiert war. Aus dem Verhalten des Beschwerdeführers in seiner Gesamtheit ist

augenscheinlich ersichtlich, dass dieser das Asylrecht durch die Stellung eines unbegründeten Antrages heranzog, um

seinen Aufenthalt im Bundesgebiet zu legalisieren. Auch war der Aufenthalt des BF zum Zeitpunkt der Begründung der

privaten Anknüpfungspunkte ungewiss und nicht dauerhaft, sondern auf die Dauer des Asylverfahrens beschränkt.

-Strichaufzählung

Grad der Integration bzw. Bindungen zum Herkunftsstaat

Im Rahmen eines Vergleiches mit den Verhältnissen im Herkunftsstaat sind folgende Überlegungen anzustellen:

Der Beschwerdeführer verbrachte den überwiegenden Teil seines Lebens in Armenien, wurde dort sozialisiert, gehört

der dortigen Mehrheits- und Titularethnie an und bekennt sich zum dortigen Mehrheitsglauben. Er spricht die dortige

Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass in Armenien Bezugspersonen

des Beschwerdeführers existieren, da nichts darauf hindeutet, dass der BF vor seiner Ausreise in seinem

Herkunftsstaat in völliger sozialer Isolation gelebt hätte. Weiters bestehen familiäre Anknüpfungspunkte, da die Eltern

und Geschwister des BF nach wie vor in Armenien leben. Es deutet nichts darauf hin, dass es dem Beschwerdeführer

im Falle einer Rückkehr in dessen Herkunftsstaat nicht möglich wäre, sich in die dortige Gesellschaft erneut zu

integrieren. Es ergaben sich auch keine Hinweise, dass der BF vor seiner Ausreise aus Armenien nicht in die

armenische Gesellschaft integriert war und es deutet nichts darauf hin, dass ihm eine solche Integration nach seiner

Rückkehr nicht neuerlich möglich wäre.

Der Beschwerdeführer beRndet sich in Bezug auf sein Lebensalter erst einen relativ kurzen Zeitraum in Österreich und

war der BF nicht in der Lage seinen Aufenthalt dauerhaft zu legalisieren. Ebenso geht aus den einzelnen Einvernahmen

bzw. dem Akteninhalt nicht hervor, dass der BF selbsterhaltungsfähig wäre. Es ist zwar davon auszugehen, dass der

Beschwerdeführer die deutsche Sprache zumindest teilweise beherrscht, ansonsten geht aber aus dem Akteninhalt

nicht hervor, dass sich der Beschwerdeführer in zusätzlicher Weise im besonderen Maße im Bereich des sozialen

Lebens in Österreich engagiert hätte, weshalb er im Falle der Ausweisung eine nicht mehr zu schließende Lücke

hinterlassen würde. Dem erkennenden Gericht ist eine Teilnahme des Beschwerdeführers am sozialen Leben in

Österreich nicht erkennbar. Im Sinne einer Interessensabwägung sind insbesondere die Verstöße gegen das

Einwanderungsrecht und der erst relativ kurze Aufenthalt im Bundesgebiet anzuführen, welcher nur durch die

unbegründete Stellung eines Asylantrages ermöglicht wurde. Weiters ist zu berücksichtigen, dass sich insbesondere

die Eltern und Geschwister des Beschwerdeführers im Herkunftsstaat aufhalten, worin zusätzlich neben dem oben

Ausgeführten (Sozialisierung in Armenien) eine weiterhin aufrechte Bindung zum Herkunftsstaat zu erblicken ist.

Insbesondere entstand sein Privatleben in Österreich zu einem Zeitpunkt, wo sich dieser seines ungewissen

Aufenthaltes bewusst war.

-Strichaufzählung

strafrechtliche Unbescholtenheit

Der BF ist strafrechtlich unbescholten. Diese Feststellung stellt laut Judikatur weder eine Stärkung der persönlichen

Interessen noch eine Schwächung der öDentlichen Interessen dar (VwGH 21.1.1999, Zahl 98/18/0420). Der VwGH geht

wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhält als selbstverständlich anzunehmen

ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhält.

-Strichaufzählung

Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-. Fremdenpolizei- und

Einwanderungsrechts

Der BF reiste rechtswidrig und schlepperunterstützt in des Bundesgebiet ein.

-Strichaufzählung

die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres

unsicheren Aufenthaltstaates bewusst waren

Dem Beschwerdeführer musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Österreich im Falle der

Abweisung des Asylantrages nur ein Vorübergehender ist. Ebenso indiziert die Einreise unter Umgehung der

Grenzkontrolle den Umstand, dass es dem Beschwerdeführer in Unmöglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften

https://www.jusline.at/entscheidung/42263


Niederlassung bewusst war, da davon auszugehen ist, dass er in diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche Art

der Einreise und Niederlassung gewählt hätte.

-Strichaufzählung

mögliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behörden in Bezug auf die Verfahrensdauer

Zur Aufenthaltsdauer bzw. der Dauer des Asylverfahrens ist anzuführen, dass sich die hier zu Grunde liegenden

Umstände zum überwiegenden Teil aus dem Verhalten des BF ergeben. Neben der unbegründeten Stellung eines

Asylantrages in Österreich erstattete er ein Vorbringen, welches nicht den Tatsachen entspricht. Obwohl das BAA das

Vorbringen der BF als unglaubwürdig qualiRzierte, brachte der BF im vollen Bewusstsein darüber, oder bei zumutbarer

Sorgfalt hätte bewusst sein müssen, dass sein Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht, womit die Asylbehörden

und insbesondere die RM-Behörde [hier: das Gericht] aufgrund deren Auslastung auch ohne

Organisationsverschulden der Behörde einen erheblichen Zeitraum benötigt, um über den Antrag bzw. das

Rechtsmittel zu entscheiden. Der BF hat sich seinen eigenen Angaben nach an der von ihm angegebenen Adresse in

Armenien aufgehalten, konnte jedoch dafür keinen Beweis erbringen. Nachdem festgestellt wurde, dass die

Wohnsitzangabe nicht den Tatsachen entspricht, waren weitere Erhebungen notwendig, was wiederum das Verfahren

erheblich verzögert hat und deshalb die gut achtjährige Verfahrensdauer vollständig dem BF anzulasten ist. Ein

Organisationsverschulden, welches zum Überwiegen der privaten Interessen der BF führen würde, liegt letztlich im

gegenständlichen Fall deshalb nicht vor. Auch unterließ es der BF bzw. dessen rechtsfreundlicher Vertreter, geeignete

Bescheinigungsmittel, die sein Fluchtvorbringen untermauern würden, in Vorlage zu bringen.

Im Rahmen einer Gesamtschau kann die Länge des Asylverfahrens nicht zu Gunsten der beschwerdeführenden Partei

gewertet werden.

-Strichaufzählung

weitere Erwägungen

Soweit der BF über private Bindungen in Österreich verfügt, ist darauf hinzuweisen, dass diese zwar durch eine

Abschiebung nach Armenien gelockert werden, es deutet jedoch nichts darauf hin, dass der BF hierdurch gezwungen

wird, den Kontakt zu jenen Personen, die ihm in Österreich nahe stehen, gänzlich abzubrechen. Auch hier steht es ihm

frei, die Kontakte anderweitig (telefonisch, elektronisch, brieMich, durch kurzfristige Urlaubsaufenthalte) aufrecht zu

erhalten.

Nach ständiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von

Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2

EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva).Nach ständiger Judikatur des

Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regeln, aus der Sicht

des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung (Artikel 8 Absatz 2, EMRK) ein hoher Stellenwert zu

(VwGH 16.01.2001, Zl. 2000/18/0251, uva).

Der VwGH hat festgestellt, dass beharrliches illegales Verbleiben eines Fremden nach rechtskräftigem Abschluss des

Asylverfahrens bzw. ein länger dauernder illegaler Aufenthalt eine gewichtige Gefährdung der öDentlichen Ordnung im

Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen darstellen würde, was eine Ausweisung als dringend geboten erscheinen

lässt (VwGH 31.10.2002, Zl. 2002/18/0190).

Ebenso wird durch die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur für die Dauer des

Asylverfahrens erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Maßnahmen nach (negativer) Beendigung des

Asylverfahrens vorhersehbar erscheinen lässt, die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in welchen der

Fremde aufgrund eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu

Lasten des (abgelehnten) Asylsuchenden beeinMusst (vgl. Feßl/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).Ebenso wird durch

die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung und das nur für die Dauer des Asylverfahrens

erteilte Aufenthaltsrecht, das fremdenpolizeiliche Maßnahmen nach (negativer) Beendigung des Asylverfahrens

vorhersehbar erscheinen lässt, die Interessensabwägung anders als in jenen Fällen, in welchen der Fremde aufgrund

eines nach den Bestimmungen des NAG erteilten Aufenthaltstitels aufenthaltsberechtigt war, zu Lasten des

(abgelehnten) Asylsuchenden beeinflusst vergleiche Feßl/Holzschuster, AsylG 2005, Seite 348).

Es ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes für die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz,
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ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann. Ist das nicht der Fall, könnte sich der Fremde bei

der Abstandnahme von der Ausweisung unter Umgehung der aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen den tatsächlichen

(illegalen) Aufenthalt im Bundesgebiet auf Dauer verschaffen, was dem öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung

eines geordneten Fremdenrechts zuwiderlaufen würde.

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein EingriD in das Grundrecht auf Privat und/oder Familienleben zulässig, wenn dies zur

Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die

Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene

Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die für den Aufenthalt von Fremden maßgeblichen Vorschriften Rnden sich -

abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.Gem. Artikel 8, Absatz

2, EMRK ist ein EingriD in das Grundrecht auf Privat und/oder Familienleben zulässig, wenn dies zur Erreichung der in

Absatz 2, leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die Aufrechterhaltung

der öDentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die geschriebene Rechtsordnung zu

subsumieren ist. Die für den Aufenthalt von Fremden maßgeblichen Vorschriften Rnden sich -abgesehen von den

spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist für die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des

Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemäß den nun geltenden

fremdenrechtlichen Bestimmungen für den Beschwerdeführer grundsätzlich nicht mehr möglich seinen Aufenthalt

vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung für solche Fremde nur vom Ausland aus möglich

ist. Wie aus dem 2. Hauptstück des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehörige von in Österreich

dauernd wohnhaften österreichischen Staatsbürgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenständlichen Fall ist bei

Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen

würde, dass dem Beschwerdeführer gem. § 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus

oDen steht, sodass ihm mit rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte AusreiseverpMichtung triDt,

zu deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf.Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist für die

Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des Gesetzgebers geht auch aus dem

Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemäß den nun geltenden fremdenrechtlichen Bestimmungen

für den Beschwerdeführer grundsätzlich nicht mehr möglich seinen Aufenthalt vom Inland her auf Antrag zu

legalisieren, da eine Erstantragsstellung für solche Fremde nur vom Ausland aus möglich ist. Wie aus dem 2.

Hauptstück des NAG ersichtlich ist, sind auch Fremde, die Familienangehörige von in Österreich dauernd wohnhaften

österreichischen Staatsbürgern sind, davon nicht ausgenommen. Im gegenständlichen Fall ist bei Berücksichtigung

sämtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich, welcher die Annahme rechtfertigen würde, dass dem

Beschwerdeführer gem. Paragraph 21, (2) und (3) NAG die Legalisierung seines Aufenthaltes vom Inland aus oDen

steht, sodass ihm mit rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens eine unbedingte AusreiseverpMichtung triDt, zu

deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf.

Bei rechtskräftigem Abschluss des Asylverfahrens ist der Beschwerdeführer somit nicht rechtmäßig im Bundesgebiet

aufhältig. Es bleibt ihm aber trotz Ausweisung unbenommen -wie anderen Fremden auch - danach vom Ausland aus

einen Aufenthaltstitel zu beantragen und bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen so auf legale Art und Weise

einzureisen bzw. hier zu leben.

Der Ausspruch einer Ausweisung bedeutet mit deren Durchsetzbarkeit für den Fremden die VerpMichtung Österreich

unverzüglich zu verlassen. Nur im Falle der Verhängung einer Ausweisung kann die Sicherheitsbehörde diese, im

Interesse eines geordneten Fremdenwesens notwendige, AusreiseverpMichtung erforderlichenfalls -dh. mangels

Freiwilligkeit des Fremden- auch durch eine behördliche Maßnahme durchsetzen.

Zur Gewichtung der öDentlichen Interessen sei ergänzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwähnt, in

dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der öDentlichen Interessen im Verhältnis zu den Interessen des Fremden

bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Österreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die

an sich über keinen Aufenthaltstitel verfügen und denen bloß während des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,

unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die öDentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,

insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen



VerpMichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich

müssen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschütztes Recht eingreifen, in einer demokratischen

Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten

legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein.Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt,

die öDentliche Ordnung aufrechtzuerhalten, insb. in Ausübung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht

und vorbehaltlich ihrer vertraglichen VerpMichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die

Entscheidungen in diesem Bereich müssen insoweit, als sie in ein durch Artikel 8, (1) EMRK geschütztes Recht

eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bedürfnis

gerechtfertigt und va. dem verfolgten legitimen Ziel gegenüber verhältnismäßig sein.

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)

garantiert die Konvention Ausländern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter

gewissen Umständen können von den Staaten getroDene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.

eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschützte Privatleben eines Fremden

eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den größten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht

(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgeprägte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im

Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (vgl. dazu

BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg

10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Der Rechtssprechung des EGMR folgend vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland,

16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die Konvention Ausländern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem

bestimmten Staat. Unter gewissen Umständen können von den Staaten getroDene Entscheidungen auf dem Gebiet

des Aufenthaltsrechts (z. B. eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschützte

Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den größten Teil seines Lebens in

einem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgeprägte soziale oder

wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität

deutlich übersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des

Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten dürfte es für

den Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend

sein, ob der Aufenthalt des Ausländers - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest vorübergehend

rechtmäßig war (vgl. Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw. Nr.

33743/03; SISOJEVA (aaO.)) bzw. inwieweit die Behörden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der

Aufenthalt des BetreDenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschließend

entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erörtert, in denen ein legaler Aufenthalt der

Beschwerdeführer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aaO.) zu einem rumänischen Staatsangehörigen,

der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch oDen gelassen ("Selbst wenn

man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umständen eine ausreichende Grundlage für die

Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aaO.) einen

EingriD in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdeführer in Lettland keinen rechtmäßigen Aufenthalt hatten.Im

Lichte der Rechtsprechung des EGMR zur Ausweisungs- und Abschiebungspraxis der Vertragsstaaten dürfte es für den

Schutzbereich des Anspruches auf Achtung des Privatlebens nach Artikel 8 EMRK hingegen nicht ausschlaggebend

sein, ob der Aufenthalt des Ausländers - im Sinne einer Art "Handreichung des Staates" - zumindest vorübergehend

rechtmäßig war vergleiche Ghiban gg. Deutschland, 16.09.2004, 11103/03; Dragan gg. Deutschland, 07.10.2004, Bsw.

Nr. 33743/03; SISOJEVA (aaO.)) bzw. inwieweit die Behörden durch ihr Verhalten dazu beigetragen haben, dass der

Aufenthalt des BetreDenden bislang nicht beendet wurde. Der EGMR hat diese Frage zwar noch nicht abschließend

entschieden, jedoch in Fallkonstellationen das Recht auf Privatleben erörtert, in denen ein legaler Aufenthalt der

Beschwerdeführer nicht vorlag. Hat er in der Rechtssache GHIBAN (aaO.) zu einem rumänischen Staatsangehörigen,

der wegen Staatenlosigkeit nicht abgeschoben werden konnte, die Frage letztlich noch oDen gelassen ("Selbst wenn

man davon ausgeht, dass der Aufenthalt des Bf. unter diesen Umständen eine ausreichende Grundlage für die

Annahme eines Privatlebens war..."), so nahm er in der bereits mehrfach zitierten Rechtssache Sisojeva (aaO.) einen

Eingriff in das Privatleben an, obwohl die Beschwerdeführer in Lettland keinen rechtmäßigen Aufenthalt hatten.



Wenn man - wie die aktuelle Judikaturentwicklung des EGMR auch erkennen lässt - dem Aufenthaltsstatus des

Fremden für die Beurteilung des Vorliegens eines EingriDes in das durch Artikel 8 EMRK geschützte Privatleben keine

Relevanz beimisst, so wird die Frage der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts jedenfalls im Rahmen der Schrankenprüfung

nach Artikel 8 Absatz 2 EMRK Berücksichtigung zu finden haben.

In seinem jüngeren Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Jänner 2006, Zahl

50435/99 führte der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Überlegung darstellt, ob

das Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreDenden Personen bewusst waren, dass der

Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom

vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen Familienmitgliedes in solchen

Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.In seinem jüngeren Erkenntnis

Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Jänner 2006, Zahl 50435/99 führte der EGMR unter

Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dass es ua. eine wichtige Überlegung darstellt, ob das Familienleben zu einem

Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreDenden Personen bewusst waren, dass der Aufenthaltsstatus eines

Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom vornherein unsicher war. Er

stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen Familienmitgliedes in solchen Fällen nur unter ganz

speziellen Umständen eine Verletzung von Artikel 8, EMRK bewirkt.

Der GH führte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend aus, dass Personen, welche die Behörden eines

Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfüllen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt

konfrontieren, grundsätzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen. Im

geschilderten Fall wurde letztlich dennoch eine Entscheidung zu Gunsten der BF getroDen, weil es BF 1 grundsätzlich

möglich gewesen wäre, ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren, weil sie mit dem Vater von BF2 , einem

Staatsbürger der Niederlande vom Juni 1994 bis Jänner 1997 eine dauerhafte Beziehung führte. Es war daher der Fall

BF 1 trotz ihres vorwerfbaren sorglosen Umganges mit den niederländischen Einreisebestimmungen von jenen Fällen

zu unterscheiden, in denen der EGMR befand, dass die betroDenen Personen zu keinem Zeitpunkt vernünftiger Weise

erwarten konnten, ihr Familienleben im Gastland weiterzuführen. Ebenso wurde in diesem Fall der Umstand des

besonderen Verhältnisses zwischen dem Kleinkind und der Mutter besonders gewürdigt.

Weiters wird hier auf das jüngste Urteil des EGMR Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Königreich,

Nr. 21878/06 verwiesen, wo dieser folgende Kernaussagen traf:

Im gegenständlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF vorgetragenen Frage

auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdeführerin im UK, ihr Engagement in der Kirche sowie ihre

Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann während ihres fast 10-jährigen Aufenthalts ein Privatleben iS von Art. 8

EMRK entstanden ist.Im gegenständlichen Fall erachtete es der EGMR nicht erforderlich, sich mit der von der BF

vorgetragenen Frage auseinanderzusetzen, ob durch das Studium der Beschwerdeführerin im UK, ihr Engagement in

der Kirche sowie ihre Beziehung unbekannter Dauer zu einem Mann während ihres fast 10-jährigen Aufenthalts ein

Privatleben iS von Artikel 8, EMRK entstanden ist.

Dies wird damit begründet, dass im vorliegenden Fall auch das Bestehen eines Privatlebens ohne Bedeutung für die

Zulässigkeit der Abschiebung wäre, da einerseits die beabsichtigte Abschiebung im Einklang mit dem Gesetz steht und

das legitime Ziel der Aufrechterhaltung und Durchsetzung einer kontrollierten Zuwanderung verfolgt; und andererseits

jegliches zwischenzeitlich etabliertes Privatleben im Rahmen einer Interessenabwägung gegen das legitime öDentliche

Interesse an einer eDektiven Einwanderungskontrolle nicht dazu führen könnte, dass ihre Abschiebung als

unverhältnismäßiger Eingriff zu werten wäre.

Die zuständige Kammer merkt dazu an, dass es sich hier im Gegensatz zum Fall ÜNER gg. Niederlande (EGMR Urteil

vom 05.07.2005, Nr. 46410/99) bei der Beschwerdeführerin um keinen niedergelassenen Zuwanderer handelt,

sondern ihr niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und ihr Aufenthalt im UK daher während der gesamten Dauer

ihres Asylverfahrens und ihrer humanitären Anträge unsicher war.

Ihre Abschiebung in Folge der Abweisung dieser Anträge wird auch durch eine behauptete Verzögerung der Behörden

bei der Entscheidung über diese Anträge nicht unverhältnismäßig.

Letztlich ist festzustellen, dass sich insbesondere aus der Art und bezogen auf das Lebensalter des BF, der relativ

kurzen Dauer des bisherigen Aufenthaltes, welcher nur durch die illegale Einreise geschaDen und durch die schon von



Anfang an unbegründete Stellung eines Asylantrages vorübergehend legalisiert werden konnte, der Anpassungs- und

Integrationsfähigkeit des BF, aus der Frage der Beantwortung des tatsächlichen Bestehens eines Familienlebens, der

fehlenden Schutzwürdigkeit des Privatlebens, den festgestellten Grad der Integration, der festgestellten nach wie vor

noch als gegeben anzunehmenden Bindungen an den Herkunftsstaat, der Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, des

Umstandes, dass das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, als sich der BF seines ungewissen

Aufenthaltsstatus bewusst war und im Rahmen einer Gesamtschau nicht festgestellt werden kann, dass eine

Gegenüberstellung der vom Beschwerdeführer in seinem Herkunftsstaat vorzuRndenden Verhältnissen mit jenen in

Österreich im Rahmen einer Interessensabwägung zu einem Überwiegen der privaten Interessen des

Beschwerdeführers am Verbleib in Österreich gegenüber den öDentlichen Interessen an einem Verlassen des

Bundesgebietes führen würde.

Würde sich ein Fremder nunmehr generell in einer solchen Situation wie jener des Beschwerdeführers erfolgreich auf

sein Privat- und Familienleben berufen können, so würde dies dem Ziel eines geordneten Fremdenwesens und dem

geordneten Zuzug von Fremden zuwiderlaufen.

Könnte sich ein Fremder nunmehr in einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen,

würde dies darüber hinaus dazu führen, dass Fremde, welche die unbegründete bzw. rechtsmissbräuchliche

Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit einer illegalen Einreise in das österreichische Bundesgebiet in Kenntnis

der Unbegründetheit bzw. Rechtsmissbräuchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt wären, als

Fremde, welche genau zu diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in

Österreich legalisieren, was in letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen DiDerenzierung der

Fremden untereinander führen würde (vgl. hierzu auch das Estoppel-Prinzip).Könnte sich ein Fremder nunmehr in

einer solchen Situation erfolgreich auf sein Privat- und Familienleben berufen, würde dies darüber hinaus dazu führen,

dass Fremde, welche die unbegründete bzw. rechtsmissbräuchliche Asylantragstellung allenfalls in Verbindung mit

einer illegalen Einreise in das österreichische Bundesgebiet in Kenntnis der Unbegründetheit bzw.

Rechtsmissbräuchlichkeit des Antrag unterlassen, letztlich schlechter gestellt wären, als Fremde, welche genau zu

diesen Mitteln greifen um sich ohne jeden sonstigen Rechtsgrund den Aufenthalt in Österreich legalisieren, was in

letzter Konsequenz zu einer verfassungswidrigen unsachlichen DiDerenzierung der Fremden untereinander führen

würde vergleiche hierzu auch das Estoppel-Prinzip).

Die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme der Verhängung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich

hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche Mittel (etwa im Vergleich zu den in §§ 60 D FPG 2005 idgF) handelt,

welches zur Erreichung des angestrebten Zwecks geeignet erscheint.Die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme der

Verhängung der Ausweisung ergibt sich aus dem Umstand, dass es sich hierbei um das gelindeste fremdenpolizeiliche

Mittel (etwa im Vergleich zu den in Paragraphen 60, D FPG 2005 idgF) handelt, welches zur Erreichung des

angestrebten Zwecks geeignet erscheint.

Aus den o.a. Erwägungen geht somit hervor, dass der EingriD in die durch Art. 8 (1) EMRK geschützten Rechte des

Beschwerdeführers zulässig ist, weil im Rahmen einer Interessensabwägung gem. Abs. 2 leg. cit. festzustellen ist, dass

das das öDentliche Interesse an der Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs

des Fremdenwesens, ebenso wie die wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich die

Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib im Bundesgebiet überwiegen und dieser EingriD zur Erreichung

der genannten Ziele notwendig und darüber hinaus verhältnismäßig ist.Aus den o.a. Erwägungen geht somit hervor,

dass der EingriD in die durch Artikel 8, (1) EMRK geschützten Rechte des Beschwerdeführers zulässig ist, weil im

Rahmen einer Interessensabwägung gem. Absatz 2, leg. cit. festzustellen ist, dass das das öDentliche Interesse an der

Aufrechterhaltung der öDentlichen Ordnung im Sinne eines geordneten Vollzugs des Fremdenwesens, ebenso wie die

wirtschaftlichen Interessen an einer geordneten Zuwanderung deutlich die Interessen des Beschwerdeführers an

einem Verbleib im Bundesgebiet überwiegen und dieser EingriD zur Erreichung der genannten Ziele notwendig und

darüber hinaus verhältnismäßig ist.

Gegenständliche Ausweisung ist von der sachlich und örtlich zuständigen Fremdenbehörde zu vollziehen.

IV. Soweit der Beschwerdeführer in der Beschwerde zum Beweis der darin vorgebrachten Umstände die (nochmalige)

persönliche Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der Beschwerde nicht angeführt wird, was bei einer

solchen - inzwischen schon wiederholt stattgefundenen persönlichen Einvernahme (das in diesen Einvernahmen



erstattete Vorbringen, sowie der Verlauf der Einvernahmen wurde in entsprechenden Niederschriften, denen die

Beweiskraft des § 15 AVG unwiderlegt zukommt, festgehalten) - konkret an entscheidungsrelevantem und zu

berücksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen hätte können, insbesondere, womit er die aufgetretenen und

für die Entscheidung maßgeblichen Widersprüche und Unplausibilitäten, die zur Nichtglaubhaftmachung seiner

ausreisekausalen Gründe führten, aufzuklären beabsichtigt. So argumentiert auch der Verwaltungsgerichtshof in

ständiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde darzulegen ist, was seine ergänzende Einvernahme an

diesen Widersprüchen hätte ändern können bzw. welche wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch

hervorgekommen wären. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337). Wird dies unterlassen, so besteht keine VerpMichtung zur

neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen Beweiswürdigung, der sich der Asylgerichtshof anschließt,

nicht substantiiert entgegen getreten wird.römisch vier. Soweit der Beschwerdeführer in der Beschwerde zum Beweis

der darin vorgebrachten Umstände die (nochmalige) persönliche Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der

Beschwerde nicht angeführt wird, was bei einer solchen - inzwischen schon wiederholt stattgefundenen persönlichen

Einvernahme (das in diesen Einvernahmen erstattete Vorbringen, sowie der Verlauf der Einvernahmen wurde in

entsprechenden Niederschriften, denen die Beweiskraft des Paragraph 15, AVG unwiderlegt zukommt, festgehalten) -

konkret an entscheidungsrelevantem und zu berücksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen hätte können,

insbesondere, womit er die aufgetretenen und für die Entscheidung maßgeblichen Widersprüche und

Unplausibilitäten, die zur Nichtglaubhaftmachung seiner ausreisekausalen Gründe führten, aufzuklären beabsichtigt.

So argumentiert auch der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde

darzulegen ist, was seine ergänzende Einvernahme an diesen Widersprüchen hätte ändern können bzw. welche

wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen wären. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337).

Wird dies unterlassen, so besteht keine VerpMichtung zur neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen

Beweiswürdigung, der sich der Asylgerichtshof anschließt, nicht substantiiert entgegen getreten wird.

Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine mündliche

Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt

erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen

entspricht. Es ergibt sich aus § 23 AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene sinngemäße Anwendung des

AVG 1991 unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des AsylG 2005 steht. Derartige ausdrückliche andere

Regelungen für das Verfahren vor dem Asylgerichtshof sind, in den in der Erläuterung laut AB 371 XXIII.GP genannten

§§ 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den §§ 42, 61 und 62 AsylG 2005. Es ergibt sich aus § 23

AsylGHG somit die Anwendung von Verfahrensbestimmungen für den Asylgerichtshof in allen anhängigen Verfahren

einschließlich der gemäß den Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 nach den Bestimmungen des Asylgesetzes

1997 zu Ende zu führenden Verfahren, ohne dass es dafür einer Nennung dieser Bestimmungen (auch) im § 75 Abs. 1

AsylG 2005 bedürfte. § 41 Abs. 7 ist daher im gegenständlichen Verfahren anwendbar.Gemäß Paragraph 41, Absatz 7,

AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine mündliche Verhandlung

unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder

sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Es ergibt

sich aus Paragraph 23, AsylGHG, dass die dort als Rechtsfolge vorgesehene sinngemäße Anwendung des AVG 1991

unter dem Vorbehalt anderer Regelungsinhalte des AsylG 2005 steht. Derartige ausdrückliche andere Regelungen für

das Verfahren vor dem Asylgerichtshof sind, in den in der Erläuterung laut Ausschussbericht 371 römisch 23

.Gesetzgebungsperiode genannten Paragraphen 20, 22 und 41 AsylG 2005 enthalten, wohl aber auch in den

Paragraphen 42, 61 und 62 AsylG 2005. Es ergibt sich aus Paragraph 23, AsylGHG somit die Anwendung von

Verfahrensbestimmungen für den Asylgerichtshof in allen anhängigen Verfahren einschließlich der gemäß den

Übergangsbestimmungen des AsylG 2005 nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führenden

Verfahren, ohne dass es dafür einer Nennung dieser Bestimmungen (auch) im Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005

bedürfte. Paragraph 41, Absatz 7, ist daher im gegenständlichen Verfahren anwendbar.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur außer Kraft getretenen Regelung des Art. II Abs. 2 lit. D Z 43a

EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklärt anzusehen, wenn die

erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substantiiert bekämpft wird oder der Berufungsbehörde

ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen

vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre Entscheidung auf zusätzliche Ermittlungsergebnisse

stützen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533; 12.06.2003,
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2002/20/0336). Gemäß dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die

Durchführung einer mündlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maßgebliche Sachverhalt aus

der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt war. Was das Vorbringen des Beschwerdeführers in der

Beschwerde bzw. der Stellungnahme betriDt, so Rndet sich in diesen kein neues bzw. kein ausreichend konkretes

Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger sonstiger Fluchtgründe des Beschwerdeführers. Auch tritt der

Beschwerdeführer in der Beschwerde und der Stellungnahme den seitens der Behörde erster Instanz getätigten

Ausführungen nicht in ausreichend konkreter Weise entgegen.Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur

außer Kraft getretenen Regelung des Artikel römisch zwei, Absatz 2, lit. D ZiDer 43 a, EGVG war der Sachverhalt aus der

Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklärt anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswürdigung in

der Berufung substantiiert bekämpft wird oder der Berufungsbehörde ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden

Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die

Berufungsbehörde ihre Entscheidung auf zusätzliche Ermittlungsergebnisse stützen will (VwGH 02.03.2006,

2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533; 12.06.2003, 2002/20/0336). Gemäß dieser

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die Durchführung einer mündlichen

Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maßgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit

der Beschwerde geklärt war. Was das Vorbringen des Beschwerdeführers in der Beschwerde bzw. der Stellungnahme

betriDt, so Rndet sich in diesen kein neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger

sonstiger Fluchtgründe des Beschwerdeführers. Auch tritt der Beschwerdeführer in der Beschwerde und der

Stellungnahme den seitens der Behörde erster Instanz getätigten Ausführungen nicht in ausreichend konkreter Weise

entgegen.

Ebenso ergibt sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht (§

41 Abs. 7 2. Alt). Aus der im Klammerausdruck zitierten Bestimmung ist erschließbar, dass eine Verhandlung bei nicht

Vorliegen der 1. Alt. leg. cit, sowie des Nichtvorliegens der Voraussetzungen des § 67d AVG nur dann zu erfolgen hat,

wenn noch nicht zweifelsfrei feststeht, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Dies kann wohl nur dann

der Fall sein, wenn sich das Vorbringen des BF als wahr erweist, bzw. nach der Durchführung der entsprechenden

Ermittlungen (noch) Restzweifel an der Unwahrheit des vorgebrachten ausreisekausalen Sachverhalt bestehen, was in

erster Linie nur dann der Fall sein kann, wenn diese Restzweifel nur dadurch beseitigt werden können, indem sich das

Gericht ein persönliches Bild vom BF macht bzw. oDene Fragen nur durch persönliche Befragung des BF geklärt

werden können, da sonstige Umstände, die diese Zweifel hervorrufen, auch ohne die Durchführung einer Verhandlung

ermittelt werden können. Der AsylGH hat ein ergänzendes Ermittlungsverfahren durchgeführt und die

Ermittlungsergebnisse den vertretenen BF sowie dem BAA mit der Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb

angemessener Frist übermittelt. Der Asylgerichtshof hielt es in diesem Fall für die EntscheidungsRndung nicht

erforderlich dafür einen persönlichen Eindruck von den BF zu gewinnen, zumal es hier im Wesentlichen nur um die oa.

Fakten ging. Da dem Ermittlungsergebnis nicht konkret und substantiiert entgegen getreten wurde, ergab sich auch

daraus nicht die Notwendigkeit einer persönlichen Anhörung im Rahmen einer Beschwerdeverhandlung. Eine solche

konnte daher unterbleiben.Ebenso ergibt sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen nicht

den Tatsachen entspricht (Paragraph 41, Absatz 7, 2. Alt). Aus der im Klammerausdruck zitierten Bestimmung ist

erschließbar, dass eine Verhandlung bei nicht Vorliegen der 1. Alt. leg. cit, sowie des Nichtvorliegens der

Voraussetzungen des Paragraph 67 d, AVG nur dann zu erfolgen hat, wenn noch nicht zweifelsfrei feststeht, dass das

Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Dies kann wohl nur dann der Fall sein, wenn sich das Vorbringen des BF als

wahr erweist, bzw. nach der Durchführung der entsprechenden Ermittlungen (noch) Restzweifel an der Unwahrheit des

vorgebrachten ausreisekausalen Sachverhalt bestehen, was in erster Linie nur dann der Fall sein kann, wenn diese

Restzweifel nur dadurch beseitigt werden können, indem sich das Gericht ein persönliches Bild vom BF macht bzw.

oDene Fragen nur durch persönliche Befragung des BF geklärt werden können, da sonstige Umstände, die diese

Zweifel hervorrufen, auch ohne die Durchführung einer Verhandlung ermittelt werden können. Der AsylGH hat ein

ergänzendes Ermittlungsverfahren durchgeführt und die Ermittlungsergebnisse den vertretenen BF sowie dem BAA

mit der Möglichkeit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist übermittelt. Der Asylgerichtshof hielt es in

diesem Fall für die EntscheidungsRndung nicht erforderlich dafür einen persönlichen Eindruck von den BF zu

gewinnen, zumal es hier im Wesentlichen nur um die oa. Fakten ging. Da dem Ermittlungsergebnis nicht konkret und

substantiiert entgegen getreten wurde, ergab sich auch daraus nicht die Notwendigkeit einer persönlichen Anhörung

im Rahmen einer Beschwerdeverhandlung. Eine solche konnte daher unterbleiben.
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https://www.jusline.at/entscheidung/42991
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/67d


Aufgrund der oa. Ausführungen ist dem Bundesasylamt letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls

beizupMichten, dass kein Sachverhalt hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen den

Schluss zuließe, dass der BF im Falle einer Rückkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen maßgeblichen

Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw.§ 8 (1) AsylG ausgesetzt wäre, bzw.

aufenthaltsbeendende Maßnahmen einen unzulässigen EingriD in das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf ein

Privat- und/oder Familienleben der beschwerdeführenden Partei bedeuten würde.Aufgrund der oa. Ausführungen ist

dem Bundesasylamt letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls beizupMichten, dass kein Sachverhalt

hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuließe, dass der BF im Falle

einer Rückkehr nach Armenien dort mit der erforderlichen maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einer Gefahr im Sinne des

Artikel eins, Abschnitt A ZiDer 2, GFK bzw.Paragraph 8, (1) AsylG ausgesetzt wäre, bzw. aufenthaltsbeendende

Maßnahmen einen unzulässigen EingriD in das durch Artikel 8, EMRK gewährleistete Recht auf ein Privat- und/oder

Familienleben der beschwerdeführenden Partei bedeuten würde.

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass sich aus dem Aufenthaltstiel des Halbbruders des BF kein

anderslautender Spruch ableiten lässt, weil im gegenstänchen Fall kein Familienverfahren gem. § 11 AsylG zu führen

war.Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass sich aus dem Aufenthaltstiel des Halbbruders des BF kein

anderslautender Spruch ableiten lässt, weil im gegenstänchen Fall kein Familienverfahren gem. Paragraph 11, AsylG zu

führen war.

Schlagworte

Abschiebungshindernis, Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Behandlungsmöglichkeiten, EMRK, Glaubwürdigkeit,

mangelnde Asylrelevanz, non refoulement, psychische Störung, soziale Verhältnisse

Zuletzt aktualisiert am

09.01.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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